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60. ordentliche Delegiertenversammlung des V.S.K. 
in Lugano 


Versuchen wir zunächst einmal uns zu vergegenwärtigen, 
welchen Eindruck die von rund 1300 Gästen und Delegier- 
ten beschickte Jahresversammlung des V.S.K. auf einen 
aussenstehencden Besucher macht. 

Wir dürfen zunächst in aller Offenheit und ohne Ueber- 
heblichkeit gewiss feststellen, dass dem Unbeteiligten, der 
am vergangenen Samstagvormitlag kurz vor 9 Uhr den 
Padiglione Giovanni Conza, in dem soeben die diesjährige 
Delegiertenversammlung ihren Anfang genommen halle, 
betrat, eines ganz bestimmt aufgefallen wäre, nämlich die 
Bedeutung der schweizerischen Genossenschaftsbewegung. 


Dicht gedrängt sassen da Frauen und Männer aus dem gan- 
zen Lande, um die Rechenschaftsberichte der Verbands- 
behörden entgegenzunehmen. Gespannt lauschten sie den 
Ausführungen des Vorsitzenden, der Gäste und vor allem 
auch des Präsidenten der Direktion. 


Unsere Delegiertenversammlung ist und soll sein eine 
alljährlich wiederkehrende Demonstration gemeinsamen ge- 
nossenschaftlichen Wollens, eine Demonstration der Macht 


und Kraft der hinter dem V.S.K. stehenden 520 000 Genos- 
senschaftsfamilien. 


Blick in den Padiglione Giovanni Conza wahrend der Eröffnungsansprache von Präsident Ruscu an der Delegiertenrersammlung 
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Und wenn dieser ganz unbeteiligte Besucher daneben viel- 
leicht auch noch Gelegenheit hatte. der abendlichen Veran- 
staltung, der Seerundfahrt und den übrigen, mehr unter dem 
Titel «Erholung» unterzubringenden Veranstaltungen beizu- 
wohnen. so musste er als Zweites feststellen. dass die Dele- 
gierlenversammlung unseres Verbandes auch Gelegenheit 
eibt zu einigen Augenblicken der Entspannung nach eines 
Jahres harter Arbeit und zu kameradschaftlicher Aussprache. 

Das ist die positive Seite unserer Jahresversammlung von 
Lusane. Es wäre aber nicht ganz richtig. wollten wir 
lediglich diese Seite des Bildes betrachten. Wenden wir 
deshalb die Medaille und geben wir uns darüber in aller 
Offenheit Rechenschaft. dass der unbeteiligte Besucher 
vielleicht doch auch feststellen musste, dass die Gelegen- 
heil zur Aussprache in der Versammlung recht wenig 
benützt worden ist. Gewiss leiden unsere Delesierten- 
versammlungen unter grosser Zeitnot, Gewiss besteht auch 
mannigfaltige Gelegenheit zur Vorberatung der Verhand- 
lungsgesenstände innerhalb der Vorstände der lokalen Ge- 
nossenschaften. wie vor allem auch innerhalb der zwölf 
Kreisverbände. Dennoch scheint uns die Forderung nicht zu 
hoch gestellt. dass auch an der Delegiertenversammlung 
selbst die Vertreter — oder wenigstens einige von ihnen — 
der 566 dem V.S.K. angeschlossenen Genossenschaften sich 
zu den Verhandlungsgegenständen offen äussern würden. 
Wir haben zwar eine Diskussion erlebt. aber eine Diskussion. 
die sich im wesentlichen um technische Fragen drehte und 
die in keiner Weise an die vor unserer Bewegung stehenden 
Probleme rührte. 

Nun war es ja dem Präsidenten der Direktion vorbehalten, 
in einem weitausholenden. grundsätzlichen Referat, das wir 
an anderer Stelle dieser Nummer ohne jede Kürzung ver- 
öffentlichen. die Stellungnahme der schweizerischen Genos- 
senschaftsbewegung zu allen uns berührenden Fragen zu um- 
reissen. Eine demokratische Bew ezung, wie sie die Genossen- 
schaftsbewegune ist und bleiben muss, kann aber nur dann 
gedeihen. wenn nicht nur von der Spitze aus, sondern mehr 
noch aus den Reihen der Mitglieder und verantwortlichen 
Träger ein entschiedenes Wort gesprochen wird. 

Vielleicht müsste man mit der Zeit so weit kommen. die 
Delegiertenversammlung auf zwei oder drei Tage zu er- 
strecken. um die damit so notwendige Gelegenheit zu gemein- 
samer Aussprache auch während ab Versammlung” zu er- 
halten. 

Das sind alles Fragen. die nicht vom Redaktor einer Ver- 
bandszeitung zu entscheiden sind. deren Prüfung er aber 
immerhin in aller Bescheidenheit hier anregen möchte. 
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Zum erstenmal stand die Delegiertenversammlung des 
V.S.K. unter der Leitung des vor einem Jahr als Nach- 
foleer des leider allzufrüh verstorbenen Johannes Huber 
zum Präsidenten des Verwaltungsrates gewählten 


Nalionalrat Francesco Rusca. 


Wir empfanden es als besonders erfreulich, dass die erste 
von Nationalrat Rusca präsidierte Delegiertenversammlung 
gerade in dessen engerer Heimal. dem Kanon Tessin, stalt- 
fand. Nationalrat Rusca entledigte sich der nicht leichten 
Aufgabe in vorbildlicher Weise und verdient für seine Ver- 
sammlungsführung unsern besondern Dank. In drei Spra- 
chen — seine wohlklingende Muttersprache, das Italienische, 
voranstellend — eröffnete er die sechzigste Delegierten- 
versammlung des V.S.K. und hiess alle Gäste und Dele- 
gierten aufs "herzlichste willkommen. 

Besonderen Gruss entbot er zunächst dem Vertreter des 
Bundesrates. Dr. Eugene Pequignot, Generalsekretär des 
eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartementes, den er als 
Kenner des Genossenschaftswesens vorstellte, um dann mit 
einigen Worten auf die Bedeutung der Genossenschaftsbewe- 


gung. deren Hauptziel die wirtschaftliche Freiheit und die 
soziale Sicherheit sind. hinzuweisen. Die Hälfte der Schwei- 
zer Bevölkerung ist heute in unsern Genossenschaften orga- 
nisiert. Das hatte vor allem in der Kriegszeit seine Bedeu- 
tung. als die Rationierung uns zu Einschränkunges zwang 
und die Genossenschaften als ‘reuhänder der Konsument 
eine ausserordentlich wichtige Aufgabe zu erfüllen hatten. 

Was den gegenwärtig im "Vordergrund stehenden Kampf 
um die nndesfinanzieforin Beim so scheint es dem 
Redner zwecklos, sich um diese Frage zu streiten, da doch 
jeder sein Scherflein zur Abtragung der Kriegsschulden zu 
leisten haben wird. Ungerecht ist vor allem die Besteuerung 
der Rückvergültung. wie sie vom Nationalrat ins Auge ge- 
fasst wurde. Der Kampf gegen eine solche Doppelbelastung 
einer Bewegung, die die Interessen des Volkes vertritt, soll 
weiter entschieden geführt werden. 

Als Vertreter der Behörden des Kantons Tessin hiess er 
Staatsrat Canevascini, der als Leiter des Arbeitsamtes den 
Genossenschaften stels besonderes Verständnis entgegenge- 
bracht hat, willkommen und begrüsste neben den Vertretern 
der Stadı Lugano die Abgeordneten zahlreicher schweize- 
rischer Verbände und vor allem auch die uns immer will- 
kommenen ausländischen Gäste. deren Anwesenheit die lal- 
kräftige Zusammenarbeit mit den Genossenschaften aller 
Länder bekundet. 

Als Vertreter des Bundesrates führte 


Dr. Eugene Pequignoi 


ungefähr folgendes aus: 


Schon in meiner Jugend hat mich der Kampf der Red- 
lichen Pioniere von Rochdale bewegt, und ich habe später 
dann die Entwicklung und den Aufstieg Ihres Verbandes und 
seiner führenden Persönlichkeiten verfolgt. Ihre Organisa- 
tion ist bemüht. in den Beziehungen zwischen Produzenten, 
Händlern und Konsumenten einem christlichen Geist zum 
Durehbruch zu verhelfen. 

Angesichts des Werkes der Genossenschaften kann jeder 
Schweizer nur Worte der Anerkennung finden. wie sie schon 
vor 28 Jahren anlässlich des Internationalen Genossen- 
schafıskongresses der damalige Bundespräsident Schulthess 
gefunden hat. 

Der Redner würdigte hierauf eingehend das Werk von 
Bernhard Jaeggi. Johannes Huber und Fritz Eyımann, die 
alle über den engern Kreis ihres Wirkens hinausgewachsen 
sind und unserm Lande bedeutende Dienste geleistet haben. 
Der Vertreter des Bundesrates beschloss seine mil grossem 
Beifall aufgenommene Ansprache mit folgenden Worten: 

«Genossenschafter, verteidigt Eure legitimen Interessen, 
haltet Euch aber wie in der Vergangenheit von jeder engen 
Ausschliesslichkeit fern, die sich schlussendlich immer gegen 
jene wendet. die sie gebrauchen und missbrauchen! Folgt, 
zu Eurem Wohl und. demjenigen des ganzen Landes, dem 
grossen und edlen Beispiel der Pioniere und Kämpfer der 
Genossenschaftsbewegung, der ich eine glückliche Zukunft 
wünsche!» 

Staalsrat Canevascini 


entbot dem Kongress die Grüsse des Kantons Tessin und 
wies auf die seil einem Jahrhundert festzustellende gewal- 
lige Entwicklung der schweizerischen Genossenschaftsbewe- 
gung hin, die ihre Krönung im V.S.K. gefunden hat. Die 
Genossenschaft stellt den Menschen in den Mittelpunkt der 
Wirtschaft. Sie ist es, die in unsere wirtschaftliche Tätigkeit 
ein ethisches Moment hineingebracht hat. Als demokrati- 
sches Gebilde stellt sie einen ausgleichenden Faktor dar und 
ist die beste Wirtschaftsform, um den Menschen von Furcht 
und Not zu befreien. 

Den Schlüssel zur Lösung schwierigster Wirtschaflspro- 
bleme bietel vor allem ah die Konsumgenossenschafl. 
Nicht weniger erfreulich ist es aber, estzuste lei auf wie 


vielen andern Gebieten in letzter Zeit der Genossenschafis- 
gedanke eine zunehmende Bedeutung gewonnen hat. Denken 
wir nur an das ncue Arbeitsverhältnis, wie es in der Com- 
munaule des Vendeurs de l’Union laitiere in Genf geschaffen 
werden konnte. 

Was den Kanton Tessin betrifft, so zählen wir hier 
73 Genossenschaften mit zusammen 16000 Mitgliedern. Ob- 
wohl nur 9% der Bevölkerung konsungenossenschaftlich 
organisiert sind, lassen sich ddoch gerade in der letzten Zeit 
grosse Fortschritte feststellen. Wichtig ist der Genossen- 
schaftsgedanke auch für die Zukunft und den Fortschritt der 
Tessiner Landwirtschaft. 

Auch Staatsrat Canevascini wünschte der Tagung einen 
erfolgreichen Verlauf und den Genossenschaften eine wei- 
tere fruchtbare Entwicklung. 

Diesem Wunsche schloss sich der Vertreter der Stadı L.u- 
gano. 


Stadtral Censi, 


im Namen der städtischen Behörden an und machte die De- 
legierten vor allem auch auf die Schönheiten Luganos und 
seiner Umgebung aufmerksam. 

Namens des Internationalen Genossenschaftsbundes (IGB) 
und des britischen Genossenschaftsverbandes überbrachte 


Reverend G.S. Woods 


brüderliche Grüsse und hob den wichtigen Beitrag, den die 
schweizerische Bewegung innerhalb des IGB stets geleistet 
hat, besonders hervor. Es ist für uns immer eine grosse 
Freude, in die schöne Schweiz kommen zu dürfen, eine dop- 
pelte Freude deshalb, weil wir hier mit Menschen beisam- 
men sein dürfen, die am gleichen Werk arbeiten. das auch 
uns in England am HHerzen liegt. 

Namens der Liga italienischer Genossenschaften sprach 
O. Spinelli, für den Zentralverband deutscher Konsumgenos- 
senschaften und die Grosseinkaufs-Gesellschaft Hamburg 
Dr. Hasselmann. Den Reigen der Besrüssungsansprachen 
schlossen H. Gerteis namens des Schweiz. Verbandes für 
Wohnungswesen. Frau Ziegler als Vertreterin des Konsum- 
genossenschaftlichen Frauenbundes der Schweiz (KFS) und 
Othmar Haller für den Bund der schweizerischen Genossen- 
schaftsjugend. 

Um den Lauf der Verhandlungen nicht allzusehr zu be- 
einträchtigen, begnügten sich die Vertreter des Internatio- 
nalen Arbeitsamtes, der österreichischen und der norwegi- 
schen Genossenschaften sowie diejenigen der englischen 
Grosseinkaufs-Gesellschaft damit, ihre Ansprachen und 
Grüsse den Delegierten schriftlich zu übermitteln. 
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Nachdem der Vorsitzende die Anwesenheit von 1056 
stimmberechtigten Delegierten an der ersten Sitzung festge- 
stellt hatte, ging die Versammlung zur Wahl der Stimmen- 
zähler über und wählte anschliessend zum Vizepräsidenten 


Professor Pelralli 


von der Societä cooperativa di Lugano. Der Gewählte dankte 
für die ihm erwiesene Ehre. die eigentlich seinem Vorgänger 
Pietro Luvini, der während rund 40 Jahren Präsident der 
Cooperativa in Lugano war, hätte zukommen sollen. 

Die Konsumgenossenschaft Lugano steht in ihrem vier- 
zigsten Jahr. Dank der Treue ihrer Mitglieder hat sie heute 
einen Jahresumsatz von 1% Millionen Franken erreicht. 

Die Genossenschafter von Lugano freuen sich, wieder ein- 
mal die Delegierten des V.S.K. in ihren Mauern beher- 
bergen zu dürfen, und sie hoffen. dass diese eine gute Er- 
innerung an Lugano mit nach Hause nehmen werden. 


Die Delegierten begeben sieh in den Versammlungssaal 


Im Mittelpunkt der Verhandlungen stand das Referat von 
Professor Dr. Max Weber, 


Präsident der Verbandsdirektion, das wir, wie bereits er- 
wähnt, an anderer Stelle der vorliegenden Nummer wieder- 
geben. 

Nach diesen Ausführungen wurden Jahresbericht und 
Jahresrechnung des V.S.R. einstimmig genehmigt. Der 
Kreisverband IV hatte zu Handen der Delegiertenversamm- 
lung eine 

Resolution 


vorgeschlagen. die in leicht abgeänderter F’orm als Antrag 
der Verbandsbehörden der Delegiertenversammlung unler- 
breitet wurde. Einstimmig und diskussionslos hiess die De- 
legiertenversammlung diese Resolution gut. Sie hal folgen- 
den Wortlaut: 


Die Delegiertenversammlung bestätigt die frühere Stel- 
lungnahme des V.S.K. zur Bundesfinanzreform. Sie ist 
nach wie vor bereit, eine Verfassungsvorlage zu unter- 
stützen. welche dem Bund die zur Erfüllung seiner Auf- 
gabe nötigen Mittel gewährt, unter der Voraussetzung, 
dass diese nicht durch einseitige Belastung des Verbrauchs, 
sondern durch einen den sozialen Verhältnissen entspre- 
chenden Lastenausgleich beschafft werden. 

Die Delegierten bedauern, dass der Nationalrat, aller- 
dings mit schwacher Mehrheit. beschlossen hat, eine Son- 
dersteuer auf der genossenschaftlichen Rückvergütung zu 
erheben, und erklären, dass die Konsumgenossenschaften 
die Verankerung einer solchen völlig ungerechten Steuer 
in der Verfassung entschieden bekämpfen müssten. Sie 
lehnen auch die Ausgleichsteuer ab, die ebensowenig 


TEE CE ET EL MEERE" 


Internationaler 
Genossenschaftstag 


Samstag. den 2. Juli 1949. 14.15 Uhr, spricht 
Herr Dr. Adolf Gasser 


über den Schweiz. Landessender Beromünster 


zum Internationalen Genossenschaftstag. 


Rücksicht auf die wirkliche Ertragsfähigkeit ihrer Unter- 
nehmungen nimmt. 

Die Delegierten weisen die Angriffe, die in einem Teil 
der gewerblichen und der Detaillistenpresse gegen die Ge- 
nossenschajtsbewegung erhoben werden, mit aller Ent- 
schiedenheit zurück. Der heutige Stand des Genossen- 
schaftswesens in unserem Lande ist eine Frucht der seit 
Gründung der Schweizerischen Eidgenossenschaft leben- 
digen genossenschaftlichen Gesinnung unseres Volkes. Im 
Namen der 520000 Mitglieder der dem V.S.K. ange- 
schlossenen Konsumgenossenschaften verlangen sie auch 
in Zukunft das Recht der freien Betätigung der genossen- 
schaftlichen Selbsthilfe und der Durchdringung unserer 
Wirtschaft mit dem Geiste der verantwortungsbewussten 
Demokratie. 


An die Stelle des Konsumvereins Flawil wurde der 
Konsumverein Buchs 


als Revisionsverein gewählt, worauf die Delegiertenversamm- 
lung das wichtige Geschäft der 


Neuwahl des Verwaltungsrates 
in Aneriff nahm. 


Namens der Verbandsbehörden beantragte zunächst Pro- 
fessor Weber die Abänderung von Artikel 7, Absatz 2, des 
Reglementes betreffend die Wahlen und Abstimmungen in 
den Delegiertenversammlungen des V.S.K. Nach diesem 
Antrag sollen Wahllisten, die mehr Namen enthalten. als 
Mitglieder in den Verwaltungsrat zu wählen sind, ungültig 
erklärt werden. Ferner musste der Artikel 9 in dem Sinne 
abgeändert werden, dass nur noch vier Vertreter aus dem 
Wirtschaftsgebiet des Verbandsvereins des Verwaltungs- 
sitzes statl wie bisher fünf zu wählen sind. In offener Ab- 
siimmung genehmigte die Delegiertenversammlung diese 
Aenderungen. r r 

Hierauf entspann sich eine längere Diskussion darüber, 
ob die Delegiertenversammlung die Verteilung der 25 Ver- 
waltungsratssitze auf die einzelnen Kreisverbände festlegen 
solle. oder ob ohne Vornahme einer solchen Verteilung die 
Wahlen durchzuführen seien. An dieser Diskussion beteilig- 
die Genossenschafler Minnig (Bern), Schneider 
Capitaine (Genf), Schlatter (Schaffhausen), Ar- 


ten sich 


(Basel), 
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nold (Basel), Seiler (Basel) und Professor Weber, der 
namens der Verbandsbehörden beantragte, es sei von einer 
derartigen Zuteilung abzusehen. In diesem Sinne beschloss 
die Delegiertenversammlung denn auch mit grossem Mehr. 

Bei der anschliessenden Neuwahl des Verwaltungsrates 
wurden 1053 Stimmzettel ausgegeben. Von diesen gingen 
951 wieder ein. Ungültig waren 12, gültig 939 Stimmzettel, 
so dass das absolute Mehr 470 betrug. Stimmen erhielten 
und wurden zu Mitgliedern des Verwaltungsrates gewählt: 


Hl. Karlen, Brig (bisher) . 925 Stimmen 


P. Dietlin. Pruntrut (bisher) . 920 » 
G. Schwarz, Chur (bisher) an 920 » 
Nationalrat. Fr. Rusca, Chiasso (bisher) 918 » 
W. Grandjean, Genf (bisher) 916 » 
R. Störi, Hätzingen (hisher) en 913 » 
Nationalrat E. Herzog, Basel (bisher) 909 » 
fl. Tannaz, Lausanne (bisher) 898 » 
O. Probst, Rüttenen b. Sol. (bisher) 887 » 
H. Erb, Schaffhausen (bisher) 8830 » 
Ch.-U. Perret, Neuenburg (bisher) 872 » 
P. Boven, Sitten (neu) . 871 » 


F. Gschwind, Basel (bisher) . . . . ....868 » 
Fr. Heeb, Zürich (bisher) 
H, Althaus, Bern (bisher) A 
J. Dubach, Luzern (bisher) . . . . ....803 » 


Frau Paula Ryser. Biel (bisher) 817 » 
HeesSuiarslhunstneu) 2. 0... 816 » 
Frau Rosa Münch, Basel (bisher) gl » 


M=Maire, Basel (bisher) . . . . . 804 » 


L. Klethi, Basel (bisher) : 800 » 
Dr. W. Güller, Zürich (neu). . . ......787 » 
Alı Nationalrat O.Höppli, Frauenfeld (bish.) 780 » 
E. Hardmeier, Winterthur (neu) 781 » 
Fr. Bolliger, Brugg (neu) . u 618 » 
Dr. h.c. Küng. Bottimingen b. Basel (neu) 393 » 


Das absolute Mehr wurde mit 556 bzw. 508 Stimmen 
ebenfalls überschritten von den Genossenschaltern A. Herr- 
mann, Zofingen, und W. Blum, Rorschach, die aber als über- 
zählig aus der Wahl fielen. 

In der der Delegiertenversammlung folgenden Verwal- 
tungsralssitzung wurde wiederum Nationalrat Fr. Rusca 
zum Präsidenten des Verwaltungsrates gewählt. 

Es blieb der Delegiertenversammlung als Traklandum 
schliesslich noch die Wahl des Ortes der nächsten Delegier- 
tenversammlung. Einstimmig wurde beschlossen, die nächste 
Delegiertenversammlung in Luzern abzuhalten. 
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Noch einmal fanden sich Gäste und Delegierte, wenn auch 
nicht mehr zu gemeinsamer Arbeit, so doch zu gemeinsamer 
Aussprache und Unterhaltung zusammen am Samstagabend, 
wo sich die Genossenschaftsvertreter des ganzen Landes im 
Kursaal trafen, und am Sonntagnachmitlag, der die Dele- 
giertenversammlung in einer von schönstem Wetter begün- 
stigten Seerundfahrt ausklingen liess. 


* 


Die sechzigste Delegiertenversammlung des Verbandes 
schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) gehört der Vergangen- 
heit an. Sie hat den Verbandsbehörden ohne grosse Diskus- 
sion das Vertrauen ausgesprochen. Diese werden das wie- 
derum bezeugte Vertrauen zu nülzen wissen in zielstrebiger 
Aufbauarbeit für die gesamte schweizerische Genossen- 
schaftsbewegung, im Interesse aller Mitglieder der dem 
V.S.K. angeschlossenen Konsumgenossenschaften und da- 
mit letztlich im Interesse des Schweizer Konsumenten über- 
haupt. 

Möge über der Tätigkeit des Verbandes und seiner Weiter- 
entwicklung auch fürderhin ein günstiger Stern stehen! mn. 


Pr 


Links Dr. E. Pequignot, Mitte Reverend G. S. Woods und rechts Staatsrut Canevaseini während ihrer Begrüssungsansprachen 


Referat von Prof. Dr. Max Weber 


an der Delegiertenversammlung des V.S.K. 1949 in Lugano 


Ich will Beginnen mit der Feststellung, dass in den Jahren 
1947/48 in der Schweiz ein Stand der Beschäftigung und der 
Verdienste bestanden hat, wie sie unser Volk noch nie er- 
lebt hat. Vor einem Jahr vermutete ich, dass der Höhepunkt 
der Nachkriegskonjunktur im Jahre 1947 erreicht worden 
sei. Heute, nachdem die Entwicklung besser überblickt wer- 
den kann, muss ich das dahin korrigieren, dass die ausge- 
zeichnete Wirtschaftslage auch im ersten Halbjahr 1948 
noch angehalten hat und dass erst im zweiten Semester ein 
Rückgang der Konjunktur tatsächlich erfolgt ist, dessen An- 
zeichen allerdings schon im voraus sichtbar waren, 

Heute liegt die günstigste Periode hinter uns. Es war eine 
Zeit der Vollbeschäftigung, wie man sie sich früher als ideal 
geträumt hatte. Wie es oft geht im Leben: Wenn das Ideal 
Wirklichkeit wird, so hat man doch allerhand daran auszu- 
setzen. Auch in dieser ausserordentlich günstigen Zeit hörte 
man recht viele Klagen: Die Beschaffung der Arbeitskräfte 
bot zeitweise Schwierigkeiten, die Ware war nicht immer so- 
fort erhältlich, und dergleichen mehr. Aber ich möchte nun 
die Frage stellen: 


Ist die Hochkonjunkfur auch richtig ausgenüfzt worden! 


Damit meine ich, wenn ich an die Genossenschaftsbewe- 
gung denke: Ist das Nötige und Mögliche getan worden zur 
innern Stärkung unserer Unternehmungen und zur Vermeh- 
rung der Leistungsfähigkeit? Ist das Nötige geschehen, um 
sich zu rüsten auf kommende schwierigere Zeiten? Hat man 
alles getan, um die genossenschaftlichen Dienstleistungen an 
die Mitglieder, an die Konsumenten zu verbessern ? 

Ich will die Antwort nicht geben für unsere Konsum- 
vereine, denn sie müsste sehr verschieden lauten. Manche 
Genossenschaften haben sehr schöne Fortschritte erzielt, an- 
dere haben die Gelegenheit nicht oder zu wenig genutzt. 
Auch für unsern Verband will ich nicht sagen, dass alles 
getan und nichts unterlassen worden sei, was geschehen 
konnte. Doch es sind immerhin Leistungsverbesserungen 
eingetreten. Unsere Abteilungen haben sich angestrengt, und 
die erzielten Ergebnisse der ganzen Bewegung dürfen sich 
sehen lassen. 

Der V.S.K. hat mit einer Umsatzsteigerung von 8,6 % 
gegenüber 1947 im letzten Jahre mit 454 Millionen Franken 
wertmässig einen neuen Rekordumsatz erzielt. Aber auch die 
vermittelte \Warenmenge hat 1948 einen Höchststand er- 
reicht. Die Zunahme der Umsatzwerte gegenüber 1938 be- 


trägt 120 %o, während die Preise nach dem Index des V.S.K., 
der unserem Sortiment angenähert ist, eine Erhöhung um 
durchschnittlich 80 % erfahren haben, so dass die reale, 
d.h. mengenmässige Umsatzsteigerung ungefähr 22% be- 
tragen dürfte. Die Umsatzentwicklung der einzelnen Abitei- 
lungen war auch im letzten Jahr nicht gleichmässig, da die 
Preisbewegung sehr unterschiedlich war und auch im Ver- 
brauch Aenderungen eingetreten sind, 

Das Resultat unserer Jahresrechnung darf als recht befrie- 
digend bezeichnet werden. Die Betriebskosten haben sich 
zwar noch weiter erhöht um rund 9%. Die Personalkosten 
allein sind um 10% gestiegen, während der Umsatz der 
Warenabteilungen allein sich um 7,6% vermehrte. Der ge- 
samte Aufwand beläuft sich auf 2,76% des durch den 
V.S.K. erzielten Umsatzes (ohne Zweckgenossenschaften), 
wovon 2,2% auf die Warenvermittlung und 0,5 %o auf an- 
dere Leistungen entfallen. 

Die Bilanzsumme des Verbandes hat sich gegenüber dem 
Vorjahr um 7 Millionen erhöht, was zur Hauptsache auf 
die Vermehrung des Warenlagers zurückzuführen ist. Finan- 
ziert wurde die grössere Beanspruchung zum Teil durch 
Akzepte (Pflichtlagerwechsel) und eine Erhöhung des An- 
teilkapitals. 

Das Netioergebnis des Verbandes ermöglichte, auf dem 
Warenlager entsprechend den gestiegenen Risiken vermehrte 
Rückstellungen zu machen und die Reserven in bisheriger 
Weise zu verstärken. Im Namen der Direktion und des Ver- 
waltungsrates beantrage ich Ihnen die auf Seite 42 des 
Rechenschaftsberichtes aufgeführten Anträge zur Annahme. 

Die Rechnungsergebnisse der Zweckgenossenschaften kön- 
nen im allgemeinen auch als befriedigend betrachtet werden. 
Die Genossenschaft für Gemüsebau litt unter den sehr un- 
günstigen Verwertungsmöglichkeiten für die Kartoffelernte. 
Auf eine Verzinsung des Anteilkapitals musste verzichtet 
werden. Das gleiche war der Fall bei der «St. Johann» 
Lagerhaus- und Schiffahrtsgesellschaft, deren Ueberschuss 
zur rascheren Amortisation der neuerstellten Rheinmotor- 
boote verwendet wurde. Ueber das Schicksal der Zigarren- 
fabrik Menziken sind Sie in unserer Presse einlässlich orien- 
tiert worden. 

Die Verbandsvereine haben nach den vorläufigen Ergeb- 
nissen unserer Statistik im letzten Geschäftsjahr ihre Mit- 
gliederzahl um rund 18000 oder 3,6% auf 519000 ver- 
mehren können. Ihr Umsatz hat mit 683 Millionen Franken 
ebenfalls einen Höchststand erreicht. Auch hier ist gegen- 
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über der Vorkriegszeit eine ansehnliche reale Umsatzvermeh- 
rung zu konstatieren, Die Zahl der Genossenschaftsläden hat 
sich im letzten Jahr mit 90 etwas stärker vermehrt als in den 
Vorjahren. Die Vermehrung ist aber prozentual (3,1%) 
nicht einmal so gross wie die Mitgliederzunahme. Ich möchte 
bei dieser Gelegenheit feststellen. dass der Ausfall an neuen 
Genossenschaftsläden. der erfolgt ist während der zwöltjäh- 
rigen Dauer des Filialverbotes. durch die in den letzten 
paar Jahren erfolgten Neueröffnungen bei weitem nicht 
kompensiert werden konnte. Der Zuwachs an Läden in den 
Jahren 1937 bis 1917 ist mit 9.3 % gerade knapp so gross 
wie die Vermehrung der Wohnbevölkerung. die 9.6 % aus- 
machte im eleichen Zeitraum. Die Mitgliederzahl der Kon- 
sumgenossenschaften hat sich aber in der gleichen Zeit weit 
stärker vermehrt, nämlich um 21.1 %. Es ist deshalb eine 
Unwahrheit. wenn die Detaillistenpresse von einer über- 
mässigen Expansion der Konsumgenossenschaften spricht. 
denn die Vermehrung der Verkaufslokale hat bei weitem 
nicht Schritt gehalten mit der Vermehrung der Zahl der Ge- 
nossenschafter. Ueberdies entfallen von den neueröffneten 
Genossenschaftsläden nicht weniger als 33 auf Uebernahmen 
von schon bestehenden Verkaufsstellen, die den Genossen- 
schaften von Detaillisten angeboten worden sind, Eine Ueber- 
setzung mit Läden hat somit in unserer Bewegung sicher 
nicht stattgefunden. 

Die finanziellen Ergebnisse unserer Vereine sind uns noch 
nicht vollständig bekannt. Wir stellen fest, dass die Mehr- 
zahl der Vereine eine Ertragsverbesserung erzielte gegenüber 
dem vorangesangenen Geschäftsjahr und dass die meisten 
ihre innere Substanz etwas verstärken konnten. Es sind aber 
leider auch Vereine, die in der Zeit der Hochkonjunktur 
einen Rückschlag erlitten haben, was sicher auf Mängel in 
der Betriebsführung schliessen lässt, und unsere Vertreter 
sind angewiesen, sich mit diesen Fällen ganz besonders zu 
beschäftigen. Im grossen ganzen darf jedoch festgestellt 
werden, dass unsere Genossenschaftsleiter und -behörden 
mit den Pfunden. die ihnen anvertraut waren, gut gehaus- 
haltet haben. 


Was haben wir von der Zukunft zu erwarien! 


Es besteht kein Zweifel. dass wir uns — sowohl in der 
Weltwirtschaft als auch im Sektor der schweizerischen 
Volkswirtschaft — auf einer sinkenden Konjunkturkurve be- 
finden. Die Produktion hat in allen Ländern und in allen 
Wirtschaftszweigen rasch aufgeholt und im gesamten die 
Erzeugung der Vorkriegszeit überschritten, ja leilweise sehr 
stark überstiegen. Die Nachfrage hat sich wegen der Ver- 
armung mancher Länder nicht in gleichem Masse ausge- 
dehnt. Zudem machen sich jetzt die Strukturveränderungen 
bemerkbar. die während des Krieges entstanden sind. Die 
Lage der Weltwirtschaft verschlechtert sich. Wir können froh 
sein, dass es bisher in sehr gemächlichem Tempo abwärts 
ging und dass die Preiseinbrüche nicht serienweise, sondern 
einzeln eingetreten sind; es ist anzunehmen, dass es zunächst 
so weitergehen wird, aber eine Garantie haben wir nicht, 
dass sich nicht später einmal ein scharfer Einbruch creignen 
könnte. 

Die Vereinigten Staaten zählen mehr als 3 Millionen Ar- 
beitslose. Das scheint für amerikanische Verhältnisse nicht 
ausserordentlich viel. Immerhin ist das für die Zeit, da auch 
die Landwirtschaft viele Arbeitskräfte braucht, nicht in Ord- 
nung. Die Agrarpreise werden gestützt, was einen Zusam- 
menbruch verhindert, vorläufig. Das weltwirtschaftliche 
Ueberangebot wird dadurch nicht beseitigt. Die Preisrück- 
bildung wird weitergehen, bis sich auf tieferer Basis ein neues 
Gleichgewicht bildet. Dieser Prozess dürfte einige Zeit 

dauern. und in einer planlosen oder nur auf Teilgebieten 
eelenkten Wirtschaft ist er immer mit Störungen verbunden. 
8 wdie Konjunkturaussichten besonders unsicher macht, 
die über die Währungspolitik verschie- 
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ist die Ung Es wird oft darüber diskutiert, dass 
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in einigen Ländern Währungsanpassungen, d.h. Abwertun- 
gen vorgenommen werden müssen. Dass die betreffenden Re- 
gierungen das bestreiten, bietet keine Beruhigung, denn 
wenn etwas nicht vorher angekündigt werden kann, ist es 
eine Abwertung. Eine Wechselkurssenkung wichtiger Staaten 
müsste die Preisebene erst recht hinunterdrücken, weil die 
Abwertungsländer geringere Kaufkraft hätten und auch mit 
billigeren Exportpreisen auf den Weltmarkt drücken wür- 
den. Sie schen, dass die Aussichten nicht mehr so glänzend 
sind und dass wir uns eher auf die mageren, jedenfalls 
weniger guten Jahre einrichten müssen. Natürlich hängt sehr 
viel von der Wirtschaftspolitik der grossen Länder ab. 
Durch kluge und übereinstimmende Massnahmen könnte 
einem Kriseneinbruch entgegengewirkt werden. Ob die Er- 
kenntnisse so weit sind, dass die richtigen Massnahmen er- 
griffen werden, ist abzuwarten. 

In der Schweiz ist die Konjunktur seit einem Jahr deutlich 
im Abflauen. Doch kann man bis jetzt nur von einer Ab- 
schwächung der Vollbeschäftigung sprechen, nicht von mehr. 
Die Zahl der Ganzarbeitslosen war zwar Ende Mai 6 mal so 
gross wie im Vorjahr, doch es sind % Yo gegen 5%, also 
20 mal so viel, in USA. Der Rückgang der Beschäftigung, 
der seit dem Frühjahr 1948 auf 5% geschätzt wird, kann 
eben durch die Fernhaltung von bisher zugelassenen auslän- 
dischen Arbeitskräften weitgehend kompensiert werden. 

Auch bei uns ist mit einer weiteren Verschlechterung der 
Wirtschaftslage zu rechnen. Das rechtlertigt noch keinen 
Pessimismus. 

Denn die Reserven, auf die ich schon an der Delegierten- 
versammlung in Interlaken hingewiesen habe, sind immer 
noch da. Die Exporte, die bisher noch recht befriedigend 
waren, dürften allmählich zurückgehen, da der Devisen- 
mangel der meisten Länder nicht geringer geworden ist, da 
der dringendste Nachholbedarf einigermassen gedeckt ist 
und da auch in der Weltwirtschaft die Konkurrenz immer 
schärfer wird. Die zweite Reserve, die ich nannte, die Bau- 
wirtschaft, erfreut sich immer noch einer guten Beschäfti- 
gung, wenn auch eine Abnahme unverkennbar ist. Das ge- 
samte Bauvolumen, das auf Grund der bisher gemeldeten 
Bauvorhaben für 1949 erwartet wird, ist um 10 % kleiner 
als letztes Jahr. Es ist aber mit 1,9 Milliarden I'ranken im- 
mer noch sehr gross, was indessen nur dank der Vermehrung 
der öffentlichen Bauten erreicht wird. Die staatlichen Bau- 
vorhaben sind um 22% grösser als 1948, während die pri- 
vaten um 26% geringer sind (Wohnungsbau — 23 %, ge- 
werbliche Bauten — 35 %%). Auch die drilte Reserve ist noch 
nicht verschwunden, nämlich die während einigen Jahren 
verhältnismässig guten Verdienstverhältnisse, die die Bil- 
dung von Rücklagen für ungünstige Zeiten ermöglicht haben. 
Allein diese Reserven und auch die laufenden Einkommen 
werden heute erheblich vorsichtiger verwendet als vor ein oder 
zwei Jahren, man will sich für schlechtere Zeiten vorsehen. 

Zu Pessimismus ist aber besonders auch deshalb kein An- 
lass, weil die Konsumgenossenschaften ja Waren vermitteln, 
die auch in ungünsligeren Zeiten benötigt werden. Ihre 
Dienste sind dann für die Konsumenten noch viel wertvoller. 
Es wird eine Umschichtung von teureren nach billigeren Ar- 
tikeln eintreten, an einzelnen Orten ist sie jetzt schon fest- 
zustellen, aber Nahrung, Kleidung, Bedarfsartikel für die 
Wohnung sind immer erforderlich. Natürlich ist der Ver- 
kauf nicht mehr so leicht wie in den letzten Jahren. Die 
Konkurrenz nimmt zu, der Preiskampf wird schärfer. Es 
braucht mehr Anstrengungen, um den Umsatz zu halten oder 
gar zu vermehren. Trotzdem ist es auch heute und in Zu- 
kunft möglich, Fortschritte zu erzielen mit der nötigen Akti- 
vität. Es ergeben sich aber aus der veränderten Situation 
teilweise auch neue Aufgaben für die Genossenschaften. Ich 
kann sie hier nur andeuten: 


l, Die Lagerhaltung steht immer noch im Vordergrund, 
obwohl wir schon an zahlreichen Konferenzen die Vereine 
ermahnt haben, ihre Lager zu reduzieren. Doch viele finden 
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immer noch nicht den richtigen Weg. Entweder bauen sie in 
bestimmten Artikeln ab, wo ihnen nachher ein ausreichendes 
Sortiment fehlt, oder sie geben eine Zeitlang keine Bestel- 
lungen mehr auf, so dass ihnen wichtige Waren fehlen. Es 
konnt vor allem darauf an, einen möglichst günstigen 
Warenumschlag zu erzielen, der aber je nach der Waren- 
gruppe verschieden sein wird. Die heutigen rationellen Be- 
lieferungsmöglichkeiten ermöglichen es jedem Verwalter. 
ein optimales Lager zu unterhalten, d.h. ein Lager, wo nichts 
fehlt, das man regelmässig verkaufen kann, wo aber auch 
von keinem Artikel zuviel vorhanden ist. 

Im Laufe des letzten Jahres wurden wir wiederholt ge- 
fragt, ob nicht im Hinblick auf die politischen Spannungen 
grosse Vorräte angelegt werden sollen und ob nicht öffent- 
lich zur Anlegung von Haushaltvorräten aufgefordert wer- 
den sollte. Wir haben im Gegensatz zu Konkurrenzunter- 
nehmungen zur Zurückhaltung aufgefordert. Auch in den 
Wochen grosser Spannung haben wir im «GV» geschrieben: 
«Wir sind nach wie vor der Meinung, dass kein Staat An- 
lass hat, einen Krieg zu entfesseln, und dass man die Bevöl- 
kerung nicht ständig mit Sensationsmeldungen beunruhigen 
sollte.» Ausserdem machten wir darauf aufmerksam, dass ein 
Preisrisiko bestehe, da später mit sinkenden Preisen zu 
rechnen sei. Wir dürfen heute noch unsere Mahnung, die 
unseren kommerziellen Interessen nach Abstossung von 
teuren Vorräten entgegenlief, zitieren, da wir recht bekom- 
men haben und die Vereine wie die Genossenschaftsfamilien 
vor Schaden bewahrt haben. 

2. Die Preispolitik steht im übrigen im Brennpunkt des 
Interesses. Als eine Konkurrenz sehr vorlaut und überheb- 
lich ihre Preisvorteile herausstrich, haben wir unsere Genos- 
senschaften aufgefordert. die Probe aufs Exempel zu machen 
und auszurechnen, wo die Hausfrau günstiger fährt, wenn 
sie ihren gesamten Haushaltungsbedarf eindeckt. Es ergab 
sich, dass der Grossteil unserer Vereine günstiger dastand. 
Wir haben überdies auch den Vergleich hinsichtlich der Qua- 
lität unternommen. Dieser Qualitätsvergleich, der übrigens 
in neutraler Weise vorgenommen wurde, indem die degu- 
stierenden Hausfrauen nicht wussten, aus welchen Läden die 
betreffenden Waren stammten, sprach noch viel deutlicher 
zugunsten der Konsumgenossenschaften. Wir dürfen somit 
feststellen. dass unsere Vereine es sowohl in bezug aul Preise 
wie Auf Qualität mit jeder Konkurrenz aufnehmen können 
und dass sie, namentlich wenn alle genossenschaftlichen 
Leistungen miteingerechnet werden, in der Lage sind, auch 


die schärfste Konkurrenz zu schlagen. Es wird allerdings 
seit einiger Zeil von gewisser Seile die Methode angewendet, 
stets nur einzelne günstige Preise herauszustreichen und 
auch fortwährend Preisabschläge zu verkünden, die zum 
Teil durch vorherige Aufschläge vorbereitet worden sind. 
Auch werden häufig Preisrückeänge, die natürlicherweise 
eintreten, einige Tage oder Wochen vorausgenommen, um 
damit die nölige Propagandawirkung zu entfalten. Die Preis- 
politik des V.S.K. und seiner Vereine war seit jeher loyal. 
d.h. die Preise wurden den Gestehungskosten angepasst, wo- 
hei vornehmlich auch die inländische Wirtschaft und ihre 
Arbeitsverdienste in Betracht gezogen wurden. Wir wollen 
diese loyale Preispolitik weiterhin zur Anwendung bringen. 
Doch werden wir selbstverständlich illoyalen Preiskämpfen 
nicht untätig zusehen. 

3. Das Kostenproblem habe ich vor einem Jahr auch 
schon angeschnitten. Es hat sich seither bedeutend ver- 
schärft. Wenn die Mahnung, bei steigenden Preisen die Un- 
kosten prozentual zu senken, nicht beherzigt worden ist, so 
muss heute wohl oder übel die Mahnung befolet werden, bei 
stagnierendem Umsatz die Erhöhung der Unkosten vollstän- 
dig abzustoppen, ja sie zu reduzieren. Man entgegne mir 
nicht, das sei nicht möglich. Es gibt in jedem Betrieb Mög- 
lichkeiten zur Steigerung der Leistungen und damit zur Re- 
duktion der Kosten. Den besten Beweis bieten die Betriebs- 
vergleiche, die nun überall an die Hand genommen wurden, 
aus denen hervorgeht, dass einzelne Genossenschaften auf 
dem, andere auf jenem Gebiet leistungsfähiger sind als an- 
dere, und wir hoffen. dass durch den gegenseitigen Erfah- 
rungsaustausch überall Fortschritte erzielt werden können. 

Wir sehen übrigens vor, durch eine systematische Orien- 
tierung und Schulung der Betriebsleiter in gegenseitigem 
Erfahrungsaustausch allen Genossenschaften zu helfen, die 
eben erwähnten Probleme gründlich und mit Erfolg zu be- 
handeln. 

Die Bewältigung der Aufgaben, die uns durch die rück- 
läufige Konjunktur gestellt sind. erfordert von allen. vom 
Verband und von den Vereinen, vermehrte Aktivität. Ich will 
Ihnen nicht verhehlen. dass man dabei vielerorts anstösst 
und Unwillen erregt. Es ist ja gewöhnlich so: Wer nichts 
tut, wird kritisiert, wer vie] Lut, wird noch heftiger kritisiert, 
weil er irgend jemand unbequem wird. Doch wir freuen uns 
mehr über die Kritik. die an unserer Tätigkeit geübt wird. 
als über jene, die wegen unserer Untätigkeit geäussert wird. 
Und den Verwaltern, die angesichts der kommenden Schwie- 
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riekeiten Bedenken haben. möchte ich das Geschichtlein in 
Erinnerung rufen. das der grosse französische Genossen- 
schaftstheoretiker Charles Gide einst in einer Vorlesung er- 
zählt hat: Ein junger Seemann musste lernen. auf der lan- 
sen Strickleiter des Schiffes hinaufzusteigen. Da er ständig 
hinabschaute. wurde ihm schwindlie, und er wäre beinahe 
gefallen. Da rief ihm der Kapitän zu: «Blick nach oben!» 
Und sofort fand er seine Haltung wieder. Charles Gide 
knüpfte daran die Mahnung an die Genossenschafter: 
Schauen Sie nach oben. dann werden Sie nicht fallen! Man 
soll zwar keine trügerischen Hoffnungen erwecken. aber es 
ist Pflicht, allen denen. die mit den Mühen und Uneben- 
heiten des Weges zu kämpfen haben. das Ziel zu zeigen. 


Aktuelle Fragen der Landespolitik 


Die Marenversorgung unseres Landes ist heute auf allen 
Gebieten gesichert. Doch angesichts der Unsicherheit in der 
internationalen Politik. aber auch der in manchen Ländern 
unstabilen wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse, kön- 
nen Störungen in der Versorgung auch in Zukunft eintreten. 
Daher sind die besonderen Vorkehren. wie sie die Landes- 
behörde zetroffen hat, zu beerüssen. Für die wichtigsten 
Lebensmittel sind Pflichtlager angelegt worden. Ohne diese 
Vorschriften würden wohl manche Unternehmungen, viel- 
leicht sogar jene, die am lautesten nach Lagerhaltung rufen, 
sich den darin liegenden Risiken zu entziehen suchen. Unser 
Verband hat bedeutende Pflichtlager übernommen. wie aus 
der Bilanz zu ersehen ist. Er hat aber auch in Waren, für 
die keine besondere Verpflichtung besteht, gegen allfällige 
Ueberraschungen vorgesoret. Die Konsumenten müssen sich 
allerdings bewusst sein, dass die Anlegung grösserer Vor- 
räte die rasche l’ebertraeung der Preissenkungen der Welt- 
märkte auf unser Land verhindert. Man kann auch hier 
nicht den Fünfer und das Wegeli haben. Wenn vorzeitige 
Preisabschläge durchgesetzt werden, so hat das zur Folge, 
dass die Preisanpassung in einer späteren Periode länger 
auf sich warten lässt. 

Die Preispolitik. die nun seit anderthalb Jahren im Zei- 
chen des Stabilisierungsabkommens stand, erhält heute ein 
etwas anderes Gesicht. Der Abschluss jenes Abkommens an- 
fangs 1948. an dessen Zustandekommen der V.S.K. mass- 
gebend mitgewirkt hat. hat unserem Land die letzte Preis- 
hausse der Nachkriegszeit erspart. Heute, im Zeichen sin- 
kender Weltmarktpreise. ist schon von verschiedenen Seiten 
angekündigt worden, dass es nach Ablauf Ende Oktober 
dieses Jahres nicht mehr erneuert werden soll. Gewiss kann 
man die Meinung vertreten, es sei nicht mehr nötig, da eine 
allgemeine Verteuerung der Lebenshaltung sehr unwahr- 
scheinlich ist. Trotzdem halte ich dafür, dass eine Fühlung- 
nahme der massgebenden Spitzenverbände der Wirtschaft in 
den Fragen der Preis- und Lohnpolitik auch inskünftig 
nützlich wäre. Freilich sollte der Stabilisierungsausschuss 
eine etwas andere Zusammensetzung erfahren, da er dann 
nicht mehr als Entscheidungsorgan über Preis- und Lohn- 
erhöhungen funktionieren müsste, sondern mehr eine Auf- 
gabe als beratendes Gremium hätte. 

In diesem Zusammenhang möchte ich einige Bemerkun- 
gen zur Frage der Weiterführung der Preiskontrolle ma- 
chen. Seit einiger Zeit ertönt der Ruf nach raschem Abbau, 
ja nach möglichst baldiger Beseitigung der behördlichen 
Preiskontrolle wieder sehr laut. Unsere Haltung zu dieser 
Frage bleibt konsequent auf der bisherigen grundsätzlichen 
Linie. Als Kaufleute könnte den Verwaltern unserer Vereine 
wie unseres Verbandes jede Erleichterung, die ihnen und 
ihrem Personal die Aufhebung behördlicher Kontrollvor- 
schriften bringt, nur recht sein. Allein im Gegensatz zu 
andern Organisationen. denen die Konsumentenvertretung 
vor allem als Reklameschild dient, behandeln wir auch diese 
ndpunkt der Konsumenteninteressen aus. Auf 
bieten haben die Höchstpreise ihre Funktion 
h im Lebensmittelsektor, wo der Kon- 


Frage vom Sta 
zahlreichen Gebiete 
verloren. Namentlic 


388 


kurrenzkanpf stark ist, werden die behördlichen Höchst- 
preise zum grossen Teil gar nicht mehr angewendet. Unsere 
Genossenschaften haben sie in manchen Fällen auch in der 
Kriegszeit unterschritten. Doch wir müssen uns fragen, was 
dort geschehen würde. wo keine Konsumgenossenschaft hin- 
kommt. Wir erleben immer und immer wieder Beispiele, die 
beweisen, dass an solchen Orten die Konsumenten über- 
fordert werden. Erst in jüngster Zeit haben wir es wieder 
erlebt. dass Neugründungen von Konsumgenossenschaften 
bewirkt haben, dass die privaten Detaillisten am betreffen- 
den Ort sofort eine Reduktion ihrer Preise vornahmen und 
die Ausrichtung von Rabatten in der Höhe von 6 oder gar 
10 % ankündeten, während sie bisher keinen Rabatt ge- 
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währten. Es ist deshalb auch denkbar, dass die Aufhebung 
der Preiskontrolle da und dort unter der Hand Preis- 
erhöhungen zur Folge hätte, besonders in einer Zeit, da 
schrumpfende Umsätze den Verdienst des Handels be- 
drohen. Auch ist trotz guter Versorgung bei weitem nicht 
auf allen Gebieten und auch in sozusagen keiner Branche 
in allen Artikeln ein derartiges Angebot vorhanden, das 
jede ungerechte Preiskorrektur verhindern würde. 

Ein besonderes Kapitel ist sodann der Wohnungsmarkt. 
Ohne straffe Kontrolle der Mietpreise wäre beim herrschen- 
den Wohnungsmangel eine sehr beträchtliche Verteuerung 
eingetrelen, und ein vorzeitiger Abbau auf diesem Gebiet 
könnte sehr unangenehme Folgen haben. Wenn sich die 
Hausbesitzer über eine Benachteiligung beschweren. so ist 
darauf hinzuweisen, dass ihnen gegenüber die gleichen 
Grundsätze zur Anwendung gelangten wie auf andern Ge- 
bieten, d.h. dass nur im Ausmass der gestiegenen Kosten 
eine Preisanpassung gestattet wurde. Bereits ist nun eine 
Lockerung der angewendeten Vorschriften erfolgt, und ein 
weiterer Abbau ist vorgesehen. Er kann aber nur in dem 
Masse erfolgen, als der Wohnungsmarkt wieder richtig 
spielt, d.h. als ein Angebot vorhanden ist, das bei allfäl- 
ligen Ueberforderungen dem Mieter eine Ausweichmöglich- 
keit bietet. 

Wir stellen uns daher allgemein auf den Standpunkt, dass 
zwar eine Vereinfachung und eine allmähliche Lockerung 
der Vorschriften der Preiskontrolle erwünscht und auch 
möglich ist, aber nur soweit, als das ohne Benachteiligung 
der Konsumenteninteressen geschehen kann. Erinnern wir 
uns daran, dass die zu früh erfolgte Lockerung der Preis- 
kontrolle in den Vereinigten Staaten im Jahre 1946 bewirkt 
hat, dass in den folgenden zwei Jahren die Preissteigerung 
ein grösseres Ausmass annahm als während der ganzen 
Kriegszeit. Wenn auch solche Exzesse gegenwärtig unmög- 
lich wären, so sind vereinzelte Reaktionen nicht ausgeschlos- 
sen, deren Korrektur später Schwierigkeiten bereiten würde. 


en 


Es darf ferner nicht übersehen werden, dass das Schwei- 
zervolk durch Annahme der Wirtschaftsartikel dem Bund 
gewissermassen den Auftrag, auf jeden Fall die Befugnis 
erteilt hat, Vorschriften zu erlassen «gegen volkswirtschaft- 
lich oder sozial schädliche Auswirkungen von Kartellen 
und ähnlichen Organisationen». Bekanntlich ist die Zahl der 
Organisationen, ae Bindungen von Preisen und Kondi- 
tionen vorschreiben, in unserem Lande ausserordentlich 
eross. Ein Finschreiten gegen deren schädliche Auswirkun- 
gen ist aber nicht möglich ohne Preisüberwachung und Vor- 
schriften. Die Konsumentenschaft muss daher erwarten, dass 
die kriegswirtschaftlichen Massnahmen auf dem Gebiete 
der Preispolitik abgelöst werden durch ein Kartellgesetz. 
das auch in Friedenszeiten «vor ungerechifertigten Preis- 
forderungen schützt. 


Beim Vergleich des schweizerischen Preisniveaus mit 
demjenigen des Auslandes ist in Betracht zu ziehen, dass 
verschiedene wichtige Nahrungsmittel immer noch durch 
Bundessubventionen verbilligt werden. Im Jahre 1948 haben 
diese Verbilligungsheiträge mit 220 Millionen Franken 
(ohne die 54 Millionen, die auf Subventionen an den Woh- 
nungsbau entfallen) den höchsten Stand erreicht, wovon 
nieht weniger als 164 Millionen auf Brotgetreide (mit Ein- 
schluss der Kosten für die Abnahme des Inlandgetreides) 
und 5-1 Millionen auf Milch und Milchprodukte entfielen. 
Für das laufende Jahr sind im Bundesbudget noch 97 Mil- 
lionen (dazu 51 Millionen für den Wohnungsbau) einge- 
setzt, da man infolge der Reduktion der Getreidepreise auf 
dem Weltmarkt mit 51 Millionen Zuschuss an das Brot aus- 
zukommen zlaubt. Vermutlich ist jedoch in dieser Zahl 
nicht nur der Abschlag auf dem Importgetreide, sondern 
auch eine Erhöhung des Brotpreises eingerechnet. Die Bun- 
desbehörden planen einen weitern Abbau der Subventionen 
auf Kosten (er Konsumenten. Zunächst ist eine Erhöhung 
des Brotpreises von 4 Rappen vorgesehen, und später soll 
auch eine .Verteuerung der Milch “und der Milchprodukte 
dazukommen, um dent Bund zu entlasten. Wenn wir auch 
begreifen, dass der Staat von diesen Verbilligungsbeiträgen 
so rasch als möglich entlastet werden möchte, so müssen 
wir doch die Behörden mahnen, sehr behutsam vorzugehen. 
Eine Verteuerung der Lebenskosten darf auf keinen Fall 
eintreten. Ich bin überdies der Meinung. dass auch die 
Konsumenten etwas von den sinkenden Weltmarktpreisen zu 
spüren bekommen sollten. Die Lohnempfänger haben sich 
während des Krieges lange mit einem ganz ungenügenden 
Ausgleich der Teuerung begnügen müssen. so ass ihnen 
eine Erhöhung des Realeinkommens durch eine bescheidene 
Senkung der an der Lebenshaltung zu gönnen wäre. 
Ueberdies gibt es Leute, vor allem ati en von einer 
Altersrente oder von ihrem Ersparten leben müssen, die 
gar keine Teuerungsanpassung bekommen haben. Da ein 
weiterer Rückgang der Weltmarktpreise zu erwarlen ist, 
kann der Bund ohnehin mit einem allmählichen Abbau 
seiner Subventionen rechnen. 

Gestützt auf die neuen Jirtschaftsartikel der Bundes- 
verfassung, die vor zwei Jahren in der Volksabstimmung 
angenommen worden sind, verlangen auch andere Kreise 
einen Ausbau der Gesetzgebung. Da ist vor allem die 
Bauernsame. die erwartet, dass die Zusicherungen, die ihr 
gegenüber abgegeben wurden in der Zeit des Mangels, ein- 
gehalten rl Der Entwurf zu einem Bändieirtschaffs- 
gesetz liest vor und soll demnächst von einer Expertenkom- 
mission, in der auch unser Verband vertreten ist. beraten 
werden. Dieses Gesetz soll eine Zusammenfassung und Er- 
gänzung der bisherigen Massnahmen zum Schutze er Land- 
chat: bringen ad zahlreiche bisher durch Notrecht 
geordnete Bestimmungen ablösen. Der V.S.K. hat in seiner 
Vernehmlassung zu diesem Entwurf die Erklärung abge- 
geben, dass er Kl allgemeine Zielsetzung des vorgesehenen 
Gesetzes billigen kanns wonach die Tandwaricchatt durch 
Steigerung der Produktion und Verbesserung ihrer Erzeug- 
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nisse und deren Absatz zu angemessenen Preisen gefördert 
und damit die Lebensmittelversorgung des Landes gesichert 
werden soll. Doch haben wir nachdrücklich postuliert, dass 
das Nlitspracherecht der Gesamtwirtschaft und insbesondere 
der Konsumenten landwirtschaftlicher Erzeugnisse gewähr- 
leistet werden müsse. Wir erwarten von einer engeren Zu- 
sammenarbeit der Produzenten- und Konsumenteninteressen 
nicht zuletzt vermehrtes gegenseitiges Verständnis und eine 
Milderung der ab und zu auftretenden Gegensätze. Es ist 
daher zu hoffen, dass auch die Kreise der Landwirtschaft 
ihr Einverständnis bekunden können mit einem genügenden 
Mitspracherecht der Konsumenten. Das Problem des ‚Icker- 
bauprogramms und der damit zusammenhängenden Einzel- 
fragen wird noch näheren Erörterungen rufen, denen ich 
jetzt nicht vorgreifen möchte. Der Entwurf erteilt sodann 
dem Bundesrat weitgehende Kompetenzen zu Massnahmen 
zum Schutze der einheimischen landwirtschaftlichen Pro- 
duktion. Der V.S.K. darf für sich beanspruchen, dass er 
stets für die Absatzsicherung der einheimischen Produktion 
Verständnis gezeirt und dabei auch massgebend mitgewirkt 
hat. Unser Begehren geht vor allem dahin, dass in jedem 
Fall, da Schutzmassnahmen notwendig sind, derjenige Weg 
gewählt wird, der für die Konsumenten die geringste Be- 
lastung bringt. Wir stellen diese Forderung nicht nur im 
Interesse der Konsumenten, sondern im Interesse unserer 
ganzen Volkswirtschaft, die ja bekanntlich sehr eng mit der 
Weltwirtschaft verflochten ist. Wir postulieren ferner, dass 
wo immer möglich die Selbsthilfemassnahmen in den Vor- 
dergrund gestellt werden, bei denen ja gerade die Genossen- 
schaften massgeblich mitzuwirken berufen sind. 


Auf dem Wege zum Hotel. Zweiter von rechts Hans Rudin, Mitglied 
der Direktion des Y.S.K. 


Aber auch in gewerblichen Kreisen erwartet man auf 
Grund der Wirtschafisartikel einen Ausbau der Gesetz- 
gehung zur Förderung und zum Schutze des Gewerbes. Was 
in dieser Hinsicht geschehen könnte ohne Einschränkung 
der Handels- und Gewerbefreiheit ist zwar in der Haupt- 
sache schon beschlossen worden. Ich erinnere an die Bun- 
desgesetze zur Förderung der beruflichen Ausbildung und 
zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs. Ein Gesetz 
zur Unterstützung der gewerblichen Bürgschaftsgenossen- 
schaften wird demnächst in Kraft gesetzt werden. Ein wei- 
teres, grundsätzlich sehr wichtiges Gewerbegesetz ist in Vor- 
bereitung: Es soll der Fähigkeitsausweis eingeführt werden 
als Bedingung für die Ausübung eines Gewerbes. Man will 
also, gestützt auf die Wirtschaftsartikel. diese zünftlerischen 
Massnahmen zur Anwendung bringen, Die Genossenschaften 
sollen ausgenommen werden, heisst es vorläufig. Doch wir 
\verden uns mit diesem Entwurf noch näher beschäftigen. 
wenn er das Stadium der Expertenberatung passiert hat. 

Wir haben uns in der Auseinandersetzung über die Vor- 
lage betreffend den unlauteren Wettbewerb neutral verhal- 
ten. wie auch bei der Abstimmung über die Wirtschafts- 
artikel. obwohl wir uns bewusst waren, dass unsere Genos- 
senschaften keine Vorteile davon zu erwarten haben. Die 
bisherigen Erfahrungen haben das bestätigt. Verschiedene 
Vereine sind schon eingeklagt worden, wobei es sich mei- 
stens um Bagatellsachen handelte. Wir hätten zwar ebenfalls 
schon oft Gelegenheit gehabt, zu klagen. besonders gegen 
ein Unternehmen. dessen Propaganda sich fast immer an 
der Grenze der illoyalen Konkurrenz. ja sogar der Ver- 
leumdung bewest und diese Grenze nicht selten überschrei- 
tet. Doch was hätten wir damit erreicht? An die Möglich- 
keit einer Besserung jener Firma glauben wir nicht. Und 
wir haben keine Zeit, um uns tagelang mit Prozessen zu 
beschäftigen. Wir glauben, mit praktischer Arbeit unsern 
Genossenschaftern besser dienen zu können. 

Unsere bisherige loyale Haltung gegenüber den Vorlagen 
zum Schutze und zur Förderung des Gewerbes ist uns von 
den Gewerbevertretern und von der gewerblichen Presse 
schlecht gelohnt worden. Deren gehässige, ja verleumde- 
rische Angriffe gegen die Konsumgenossenschaften haben 
einen Grad erreicht, dass wir uns in Zukunft überlegen 
müssen, ob wir uns gegenüber der Geselzgebung im Ge- 
werbe noch desinteressieren können. 

Das einzige Gesetz, von dem auch die Konsumgenossen- 
schaften und besonders die Arbeiter und Angestellten Vor- 
teile zu erwarten hälten, wird seit vielen Jahren verschleppt: 
das Arbeitsgesetz für Handel und Gewerbe, das den Arbei- 
terschutz. der auf eidgenössischem Boden bis heute, abge- 
sehen von einigen Spezialeesetzen, auf die Fabriken be- 
schränkt ist, auch den Arbeitnehmern in Gewerbe und 
Handel gewähren soll. In unseren Genossenschaften gelten 
zumeist Arbeitsbedingungen, namentlich was die Regelung 
der Arbeitszeit. die Feriengewährung und die Versicherung 
anbetrifft, die weit über das hinausgehen, was im privaten 
Detailhandel gilt, wo an manchen Orten überhaupt keine 
Beschränkung der Arbeitszeit und höchstens ein Minimum 
an Ferien besteht. Wir haben daher das grösste Interesse, 
dass ein Minimum von Sozialleistungen gesetzlich fest- 
gelegt wird. Schon vor 41 Jahren, als der Gewerbeartikel 34 
in die Bundesverfassung aufgenommen wurde, hat man der 
Arbeiterschaft ein solches Gesetz versprochen. Doch dem 
Gewerbeverband pressiert es nicht damit. Die Arbeiter und 
Angestellten haben auf diesem Gebiet eine ausserordentliche 
Geduld an den Tag gelegt. 

Nun werden Sie sicher erwarten, dass ich auch über die 


eidgenössische Steuerpolitik 


einige Ausführungen mache. Die Reform der Bundesfinanzen 

ist'zwar nicht weiter gekommen seit unserer letztjährigen 

Delegiertenversammlung. Deshalb haben wir auch auf ein be- 

sonderes Referat über dieses Thema verzichtet. Es stehen sich 
Weres INEICT: 
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hier die Mehrheit des Nationalrates und die Mehrheit des 
Ständerates mit prinzipiell verschiedenen Auffassungen gegen- 
über. und eine Einigung konnte bisher nicht gefunden wer- 
den. Auch die Hoffnungen, die auf die nun reglementarisch 
zusammentretende Einigungskonferenz geselzt werden, sind 
sehr bescheiden, Jedenfalls muss damit gerechnet werden, 
dass eine Finanzreform vor Ablauf dieses Jahres nicht zu- 
stande kommt. Das Finanznotrecht. das seit 1940, ja zum 
Teil seit 193: in Kraft ist, muss daher um einige Jahre ver- 
längert werden, sei es durch Beschluss des Bundesrates, der 
Bundesversammlung oder durch Volksentscheid. Persönlich 
halte ich dafür, dass eine Befragung des Volkes stattfinden 
muss. Sie ist durch unser oberstes T,andesgesetz. die Bundes- 
verfassung, vorgeschrieben und darf nur umgangen werden, 
wenn kein anderer Weg übrig bleibt. Sie ist aber auch sehr 
wünschenswert, um den Stimmberechtisten endlich einmal 
Gelegenheit zu geben. sich zu äussern zu den Steuern, die 
seit zehn Jahren erhoben werden, aber auch um den Sou- 
verän vor die Verantwortung zu stellen. Ich glaube übri- 
gens, dass das Volk, wenn es richtig und eingehend auf- 
geklärt ist, nicht versagen wird. 

Wie Sie wissen, geht die Auseinandersetzung vor allem 
darum, ob der Bund sozusagen ausschliesslich auf indi- 
rekte Steuern angewiesen bleiben soll, die nicht nach der 
Tragfähigkeit auf die Steuerpflichtigen verteilt werden 
können. Ich habe mich darüber vor einem Jahr näher ge- 
äussert und nehme an. die Delegierten sind einverstanden, 
dass die Vertreter des V.S.K. weiterhin die Linie verfolgen, 
die in unserer Vernehmlassung zur Traxe der Bundesfinanz- 
reform wie auch in der Entschliessung der letztjährigen De- 
legiertenversammlung niedergelegt ist. Wir nehmen auch an, 
dass sie mit allem Nachdruck den Kampf unterstützen, den 
die Genossenschaftsfreunde im Parlament geführt haben 
gegen die Besteuerung der Rückvergütung. Einer verfas- 
sungsmässigen Verankerung einer Sondersteuer auf der ge 
nossenschaftlichen Rückvergütung könnten die Konsum- 
genossenschaften nie und nimmer zustinnmen, und eine der- 
artige Vorlage würde in der Volksabstimmung ohne Zweifel 
mit Wucht verworfen. Ich empfehle Ihnen die Entschlies- 
sung, die auf der Traktandenliste zu diesem Punkt aufge- 
führt ist, und die auf einen Vorschlag der Frühjahrskonfe- 
renz des Kreises ]|V zurückgeht, zur Annahme. 

Einige nähere Ausführungen scheinen mir nölig zu sein 
zur 

Zollpolitik. 


In der ausweglosen Situation, in der sich die Bundes- 
finanzreform befindet, ist schon von verschiedenen Seiten 
die Anregung gemacht worden, die Zölle beträchtlich zu er- 
höhen, um dadurch das eidgenössische Finanzproblem zu 
lösen. Es wird auch vorgeschlagen, an Stelle der spezifi- 
schen Zölle, d.h. der Zollbelastung nach dem Gewicht, wie 
sie übrigens seit hundert Jahren gelten, das Wertzollsystem 
einzuführen. Um gerade diesen Punkt vorweg zu erledigen, 
so muss man sich klar sein, dass die Verzollung nach dem 
Wert der Waren ungeheuer viel komplizierter ist als die- 
jenige nach dem Gewicht. Denn das Gewicht ist leicht fest- 
stellbar; beim Wert ist man auf Angaben angewiesen, die 
falsch sein können. Es ist eine genaue Kontrolle der Waren 
und der Fakturen notwendig, und die Sachverständigen er- 
klären, dass das Personal der Zollverwaltung gewaltig ver- 
mehrt werden müsste beim Uebergang zum Wertzoll, mit 
einer entsprechend grossen Erhöhung der Verwaltungskosten. 
Das Wertzollsystem ist überdies nur geeignet für Länder, 
die eine recht hohe Zollbelastung anwenden können. Dass 
die Schweiz, die wie kaum ein anderes Land mit der Welt- 
wirtschaft verknüpft ist, kein Schutzzollsystem einführen 
kann, ohne ihre Exportindustrie zu ruinieren, dürfte klar 
sein. Die Einführung von Wertzöllen kommt meines Er- 
achtens für unser Land nicht in Frage, und wenn ein solcher 
Vorschlag käme, müssten wir ihn bekämpfen. 


Aber auch die sonstige Diskussion über die Möglichkeit 
von Zollerhöhungen ist manchmal von sehr wenig Sach- 
kenntnis gelragen. Die erste Frage, die zu beantworten ist, 
lautet: Was soll überhaupt revidiert werden? Will man den 
Zolltarif, d.h. die Warenbezeichnungen, ändern oder die 
Zollansätze? Wünscht man einen neuen Gebrauchstarif 
oder einen Generalzolltarif? Die Nomenklatur, d.h. die Be- 
zeichnung der Zollpositionen, ist tatsächlich revisions- 
bedürftig, und ein Entwurf, der den heutigen Anforderungen 
entspricht, liegt fertig vor. 

Im weitern stellt sich die Frage, was mil einer Aenderung 
des Zolltarifs erreicht werden soll. Es kommen drei Zwecke 
in Betracht: 


1. Eine. bessere Waffe für Zoll- und Handelsvertragsver- 
handlungen. 

2. Ein wirksamerer Schutz der inländischen Produktion. 

3. Eine Erhöhung der Zolleinnahmen. 


Diese Zwecke schliessen sich aber zum Teil gegenseitig 
aus. Man kann nicht alle gleichzeitig erreichen wollen. Denn 
wenn bei Verhandlungen mit dem Ausland Erfolge erzielt 
werden wollen, müssen die eigenen Zollansätze herabgesetzt 
und in einem Vertrag gebunden werden, sonst wird der an- 
dere Partner keine Konzessionen machen. In diesem Falle 
kann das zweite und dritte Ziel nicht oder nur unvollkom- 
men erreicht werden. Werden dagegen hohe Zölle einge- 
führt zum Schutz der inländischen Produktion, so kann man 
für den Export keine Bresche schlagen in ausländischen 
Zolltarifen, und überdies werden keine Mehreinnahmen zu 
erwarten sein, wenn die ausländische Ware durch hohe Zölle 
abgehalten wird. 

Dass der geltende Gebrauchstarif der Schweiz nicht mehr 
besonders geeignet ist für Verhandlungen mit dem Ausland, 
ist ohne weiteres zuzugeben. Doch ein neuer Tarif, der 
daun vermutlich ein General- bzw. Verhandlungstarif sein 
müsste, würde, wenn er seine Wirkung in handelspolitischer 
Hinsicht erfüllt, wiederum in den wichtigsten Positionen 
reduziert auf einen Gebrauchstarif, der wohl nicht weit von 
den heutigen Ansätzen entfernt sein könnte. 

Wir könnten also diesem Zweck eines neuen Zolltarifs zu- 
stimmen unter der Voraussetzung, dass er wirklich als Ver- 
handlungstarif verwendet wird. Dagegen können wir uns 
nicht einverstanden erklären mit den Vorschlägen, die Zoll- 
belastung auf den Importwaren effektiv auf der ganzen 
Linie oder auch nur auf den wichtigsten Positionen zu er- 
höhen. Zur Begründung eines solchen Schriltes wird ge- 
wöhnlich darauf hingewiesen, dass die Zollbelastung infolge 
der eingetretenen Preissteigerung stark gesunken sei. Wäh- 
rend die durchschnittliche Zollbelastung vor dem Kriege 
16 % des Warenwertes ausgemacht habe, habe sie im letzten 
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Jahr nur noch 7,5 % betragen. Dem ist entgegenzuhalten, 
dass der geltende Tarif im: Jahre 1921 in Kraft gesetzt 
wurde, in einer Periode sehr hoher Preise. Der amtliche 
Index der Lebenskosten steht heute nur etwa 4% höher als 
im Jahresdurchschnitt 1921. Infolge der nachher eingetre- 
tenen Preissenkung ist die Zollbelastung, die vor 28 Jahren 
wohl nicht wesentlich höher war als heute, zuerst gestiegen, 
um dann erst während des Krieges wieder zurückzugehen. 
Es ist also falsch, zu glauben, man müsse den Zolltarif dem 
hohen Preisniveau anpassen. Er wurde 192] als notwendige 
Anpassung an das damalige Preisniveau bezeichnet. Ein 
Vergleich mit der Zollbelastung anderer Staaten ist deshalb 
abwegig, weil die meisten dieser Länder in viel geringerem 
Masse auf die Einfuhr angewiesen sind, so dass eine höhere 
Zollbelastung für ihren inländischen Markt nicht stark ins 
Gewicht fällt. 

Wenn man auch in landwirtschaftlichen Kreisen glaubt, 
von einer höheren Zollbelastung einen besseren Schutz der 
einheimischen Produktion erwarten zu können, so dürfte das 
nur in geringem Ausmase zutreffen. Als Genossenschafler 
können wir einverstanden sein, dass die einheimische Pro- 
duktion Absatz finden soll zu Preisen, die einen angemes- 
senen Arbeitsverdienst ermöglichen. Dieser Schutz soll nach 
dem neuen Landwirtschaftsgesetz erreicht werden durch 
Uebernahmeverpflichtungen nach dem Leistungsprinzip, 
d.h. es soll mit dem Import die Aufgabe verbunden werden, 
die Inlandproduktion zu übernehmen, falls der Absatz 
Schwierigkeiten begegnet. Diese Methode, die eine weit 
bessere Garantie enthält als der Schutzzoll, hat ausserdem 
den Vorzug für die Konsumenten, dass die Verteuerung des 
Konsums geringer ist, als wenn der Schutz durch die Zoll- 
politik angestrebt wird. Die inländischen Produzenten haben 
aber selbst ein Interesse daran, dass das Preis- und Kosten- 
niveau unseres Landes nicht zu hoch wird, weil sonst ihre 
Produktionskosten dadurch ebenfalls verleuert werden, so 
dass ihnen kein Vorteil bleibt. 

Wenn man die Zollbelastung der Schweiz als relativ 
niedrig bezeichnet, so muss aber auch darauf hingewiesen 
werden, dass seit 1940 der Verbrauch durch die Umsatz- 
steuer sehr stark belastet wird. Im Jahre 1948 hat die Um- 
satzsteuer dem Bund 463 Millionen Franken eingebracht. 
Dazu kamen die Einnahmen aus den Zöllen mit 373 Mil- 
lionen, die Ausgleichsteuer mit 12 Millionen, die Zoll- und 
Preiszuschläge mit 13 Millionen, und mit der Luxussteuer, 
die 19 Millionen einbrachte, macht das insgesamt 882 Mil- 
lionen Ertrag der Verbrauchssteuern und Zölle oder 59 % 
sämtlicher Steuern und Abgaben des Bundes oder rund 
200 Fr. pro Kopf. Diese Belastung ist enorm gegenüber 
der Verbrauchsbelastung vor dem Kriege oder gar zu Be- 
ginn des Jahrhunderts. Und es ist vorauszusehen, dass die 
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Exportindustrie über kurz oder lang, wenn sie wieder mit 
vermehrten Absatzschwierigkeiten im Ausland zu rechnen 
hat, erklären wird, das Preisniveau unseres Landes sei zu 
hoch, es müsse gesenkt werden. Um so unverständlicher ist 
es, dass heute die Begehren nach Erhöhung der Zölle wie 
auch der Umsatzsteuer ausgerechnet von den Organisationen 
der Industrie, des Gewerbes und des Handels gestellt wer- 
den. Sie glauben wohl, dadurch eine Steuererleichterung auf 
ihren Einkommen oder ihren Gewinnen erzielen zu können. 
Doch was nützt ihnen das, wenn sie nachher infolge ungün- 
stiger Konkurrenzlage in eine Krise geraten? 

Wir setzen uns deshalb ein für eine Wirtschaftspolitik, die 
Rücksicht nimmt auf die Wirtschaft im Inland und deren 
Verdienst, die aber auch die Interessen der Exportindustrie 
und deren Arbeitnehmerschaft im Auge behält. Unsere Volks- 
wirtschaft muss beweglich bleiben, damit der im Vergleich 
zum übrigen Europa recht hohe Standard der Lebenhaltung 
aufrechterhalten und mit der Zeit weiter verbessert werden 
kann. 


Genossenschaften und Staatswirtschaft 


Der Staat und namentlich die Rolle des Staates in der 
heutigen Wirtschaft, das Mass der staatlichen Einmischung 
in die individuelle Sphäre steht gegenwärtig bei uns wie in 
vielen andern Ländern inı Vordergrund der öffentlichen 
Diskussion. Die einen halten jede staatliche Intervention, 
jedenfalls jede, die über das bisherige Aufgabengebiet des 
Staates hinaus geht, von Uebel, ja es wird von gewissen 
Gruppen eine systematische Verunglimpfung, eine wahre 
Hetze gegen den Staat und gegen die staatliche Verwaltung 
betrieben, die mit der Zeit eine gefährliche politische Stim- 
mung erzeugt. Ändere erwarlen, dass der Staat imstande 
sei, jede Schwierigkeit im wirtschaftlichen und sozialen 
Leben zu beseitigen. Was besonders hervorgehoben werden 
muss, ist das, dass oft Gruppen der ersten Kategorie mil 
solchen der zweiten identisch sind, indem die gleichen, die 
die staatliche Einmischung nicht scharf genug verdammen 
können, selbst den Staat sofort zu Hilfe rufen, sobald es 
ihnen im wirtschaftlichen Alltag nicht gerade nach Wunsch 
geht. 

Welche Stellung sollen wir Genossenschafter einnehmen 
zu diesem Problem? Die Genossenschaft ist die ältere Form 
sozialen Zusammenlebens als der Staat. Ich möchte fast 
sagen, sie ist auch die höhere Form, da sie auf freiwilliger 
Solidarität beruht, allerdings isı sie die schwächere Form, 
weil sie keinen Zwang anwendet. Aber wir müssen auch als 
Genossenschafter anerkennen, dass der Staat eine absolute 
Notwendigkeit ist, und zwar nicht nur als Polizeistaat, der 
nur für Ruhe und Ordnung sorgt, sondern auch als Sozial- 
staat, als Wohlfahrtsstaat. Aber wir wollen die staatliche Ein- 
mischung beschränken auf jene Gebiete, wo sie jeder andern 
Form menschlicher Zusammenarbeit überlegen ist, wo sie un- 
erlässlich ist, weil eine allgemeine Regelung erforderlich ist, 
weil man den staatlichen Zwang braucht, um ein bestimmies 
Ziel zu erreichen. Die staatliche Tätigkeit ist dort am Platze, 
wo es eine zentral geleitete, monopolistische Organisation 
für das ganze Land braucht, um eine wirtschaftliche Auf- 
gabe rationell zu erfüllen. Aber überall dort, wo es gilt, 
sich an verschiedenartige individuelle Bedürfnisse anzupas- 
sen, ist die Genossenschaft die überlegenere Form der Ge- 
meinwirtschaft. Sie ist beweglicher, sie gewährt mehr Frei- 
heit, sowohl auf der Konsum- wie auf der Produzentenseite. 
Wir stehen auf der grundsätzlichen Linie, wie sie in der Ent- 
schliessung des internationalen Genossenschaftskongresses 
von Prag über die Stellung der Genossenschaften zur Ver- 
staatlichung und auch im Referat von Mr. Peddie zum Aus- 

mmen ist. 
nn En also die Kampagne gegen den Staat und die 
Staatswirtschaft nicht mit, und wir überlassen dem Staat 
; Aufgaben, die er am besten lösen kann. Aber wir be- 
JERE DB 3 i die dem Sıaat zukom- 
wachen aufmerksam die Grenze, wo die dem 
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mende Sphäre aufhört und das Feld der genossenschaft- 
lichen Tätigkeit und der übrigen Wirtschaft beginnt, und 
wir würden uns mit allen Mitteln zur Wehr setzen, wenn 
diese Grenze überschritten würde. Aber wir sind dann auch 
konsequent und verlangen vom Staatl keine Hilfe für unsere 
Bewegung. Die Konsumgenossenschaften zählen zu den ganz 
wenigen Gruppen unseres Landes, die vollständig auf dem 
Boden der Selbsthilfe bzw. der solidarischen, gegenseiligen 
Hilfe stehen und von Staate weder Subventionen noch 
Unterstützung in einer andern l’ornm fordern. 

Nun ist ausgerechnet unserer Genossenschaftsbewegung, 
die ganz ohne staatliche Krücken aufgebaut wurde und die 
das Prinzip einer freiheitlich geordneten Wirtschaft am 
reinsten vertrilt, vorgeworfen worden, sie sei Schriltmache- 
rin der Staatswirtschaft, ja eines totalilären Systems. Es ist 
die Presse des Schweiz. Gewerbeverbandes und der ihm an- 
geschlossenen Verbände des Detailhandels, die solche An- 
würfe wider besseres Wissen erhoben haben. Ich will es 
mir ersparen, Zitate zu verlesen aus den schändlichen An- 
griffen, die gegen den V.S.K. und unsere Vereine gerichtet 
wurden. Sie sind übrigens auch schon in unserer Presse 
zurückgewiesen worden. Ich will es auch unterlassen, diese 
Artikel zu charakterisieren, da ich mich unparlamentarischer 
Ausdrücke bedienen müsste. Aber ich möchte den Vertre- 
lern des privaten Detailhandels und des Gewerbes das sagen: 
Wenn sie glauben, ihre eigene Bewegung und die selbstän- 
digen Kleinbetriebe mit Diffamierung der Genossenschaften 
stärken zu können, dann irren sie sich schr. Die vernünf- 
tigen Gewerbetreibenden erblicken in der Genossenschafts- 
bewegung keinen Gegner, sondern sie erkennen die Vorteile, 
welche die genossenschaftliche Organisation, und zwar ge- 
rade auch im Handel, dem ganzen Volk und ihnen selbst 
bringt, und sind angewidert durch die vergiltende Polemik 
ihrer Presse. Und wenn jene Vertreter glauben sollten, ihre 
Angriffe würden den Genossenschaften schaden, so irren sie 
sich noch mehr. Schon die Pioniere von ltochdale wussten 
sich gegenüber allen Verdächtigungen und Verleunidungen 
durchzusetzen. Der Genossenschaftsbewegung von heute wird 
diese Methode noch viel weniger eiwas anhaben können. 
Ihre Urheber machen sich damit nur lächerlich. 

Was die Einstellung der Genossenschaften zur Demokratie 
und ihre Zuverlässigkeit in dieser Hinsicht anbetrifft, so 
ist sie bekannt. Unsere Mitglieder wissen, dass wir für die 
Freiheit unserer Genossenschaftsbewegung und ihre Unab- 
hängigkeit vom Staal, und zwar von jeder Regierung, gleich- 
gültig welche Farbe sie hat, einstehen und, wenn es notwen- 
dig werden sollte, auch dafür kämpfen werden. Die freien 
Genossenschaften sind einer der wichtigsten Pfeiler der 
Demokratie und werden in vorderster Reihe stehen, wenn 
es gilt, die demokratischen Grundlagen unserer Staates zu 
verteidigen, Das wirtschaftliche und soziale Leben von heute 
ist nicht mehr denkbar ohne Genossenschaften. Seien wir 
uns der grossen Aufgaben bewusst, die die Genossenschaften 
zu erfüllen haben und die uns als ihren gegenwärtigen Lei- 
lern und Behörden anvertraut sind. Sorgen wir dafür, dass 
unsere Bewegung lebendig ist und wächst, und dass sie 
überall vom echt genossenschaftlichen Geist der gegensei- 
tigen Hilfe, der Solidarität erfüllu ist. 


Besucht den Kurs für Leiter 


genossenschaftlicher Studienzirkel 


vom 11. bis 16. Juli 1949 
im Genossenschafllichen Seminar 


Freidorf bei Basel 


/um Einstand 


Ein alter Bekannter kommt heute zum erstenmal mit 
einem elwas veränderten ÄAuftrage zu Ihnen allen, und er 
möchte bei seinem Einstand nur eine kleine Bitte an Leser 
und Empfänger des «Schweiz. Konsum-Vereins» richten. 
Seien Sie alle treue Leser unserer Wochenschrift und geizen 
Sie nicht mit Ihren Vorschlägen und Ihrer Kritik, Hallen 
Sie sich stets vor Augen, den eine Zeitschrift nichts ist 
ohne ihre Leser und denken Sie daran, was alles sie trotz- 
dem vermag, wenn sie sich getragen wissen darf vom Ver- 
trauen und der Hilfe ihrer vr 

«Neue Besen wischen besser», 
das mag sein. Nur ist eben unser «Besen» nicht mehr so 
ganz neu, er hat in anderer Eigenschaft schon seit Jahren 
a Kritik, allerdings auch viel Anerkennung entgegenneh- 
men dürfen. — Wichtiger aber als die Person ist ja wohl 
die Sache, um die es auch im «Schweiz, Konsum-Verein» 
geht. Und der Sache der Genossenschaften, der Sache der 
Genossenschafterinnen und Genossenschafter nach besten 
Kräften zu dienen, ist auch unter den veränderten Umständen 
und in der neuen Aufgabe mein einziges Ziel. 


sagt man zuweilen. Und 


Die Genossenschaftsbewegung steht in entscheidenden 
Auseinandersetzungen. Sie muss ringen und kämpfen, um 
den heutigen und mehr noch den kommenden Schwierig- 
keiten die Stirn bieten zu können. In diesen Auseinander- 
setzungen und Kämpfen aber kommt auch unserer Wochen- 
schrift eine Bedeutung zu, die ganz vom Willen derjenigen 
abhängt, zu denen sie sprechen möchte. Wir möchten allen 
Verwaltern, den Behördemitgliedern und Funktionären bei 
der Bewältigung ihrer immer schwieriger werdenden Auf- 
gaben beizustehen versuchen. Wir möchten aber auch den 
vielen Genossenschafterinnen helfen, die in uneigennütziger 
Weise für die Sache der Genossenschaft sich einsetzen, wie 
unsere Bemühungen auch der Genossenschaftsjugend gelten 
sollen und allen genossenschaftlichen Bestrebungen über- 
haupt, die unsere grosse Bewegung weiterzubringen ver- 
mögen. 

In diesem Sinn und Geist trete ich heute eine neue Auf- 
gabe an, in der Hoffnung, es möchten sich recht viele Kräfte 
meiner schwachen zugesellen in der Arbeit für die Genossen- 
schaft. Hans E. Mühlemann 


| Konsumgenossenschaftlicher Frauenbund | 


24. ordentliche Delegiertenversammlung des KFS 


Unter dem Vorsitze von Frau E. Egli-Güttinger fand am 
Freitag, den 17, Juni 1949, im Hotel Pestalozzihof in Zu- 
gano, die 241. ordentliche Delesiertenversammlung des KFS 
statt, 

Schon am Vorabend der Versammlung durchstreiften wir 
das in ein einziges Lichtermeer getauchte Lugano. Ganz 
besonders hielt uns die grosse Fontäne am Quai im Banne, 
deren Wasserstrahlen in ungezählten Farben ineinander- 
flossen und gleich einer zündenden Feuergarbe meterhohe 
Aehren zum Himmel sandte. Vom Monte Br& und vom San 
Salvatore grüssten Hunderte von funkelnden Lichtern. Leise 
beweste sich der See und warf rauschende Wellen gegen die 
Ufer. Hunderte von Spaziergänzern genossen die herrliche 
Seebrise und den süssen Duft blühender Bäume. 

Auf den weissgedeckten Tischen im festlich geschmückten 
Saale des Hotels Pestalozzihof prexzten Rosen, Um 9.30 Uhr 
eröffnete die Präsidentin. Frau E. Egli- Güttinger, die Ta- 
gung und begrüsste die 83 Delegierten und Gäste in Erinne- 
rung und in Dankbarkeit an den verstorbenen Dr. Bernhard 
Jaeggi i, den Gründer und Stifter des vor 25 Jahren ins 
Leben gerufenen Seininars Freidorf, mit tief empfundenen 
Worten aus einer seiner Abschiedsreden. 

Hierauf ging man zur Behandlung der Traktandenliste 
über. Une Mitteilungen werden die Anwesenden aufgefor- 
dert, sich unverzüglich zu den anfangs Juli im Freidorf 
stattfindenden ecn anzumelden. Ebenfalls wird hinge- 
wiesen auf die prächtigen Ausstellungen der Möbel- Genos- 
senschaft. 

Aus dem Jahresbericht ersehen wir, dass seit dem 1. Ja- 
nuar 1949 bereits 7 neue Sektionen gegründet wurden und 
drei in Vorbereitung sind, ein Ergebnis, das zu den schön- 
sten Hoffnungen berechtigt. Tahresbericht und Jahresrech- 
nung wurden einstimmig "genehmigt unter Verdankung an 
die ann Egli und Ziegler, 1 keine Zeit und Arbeit 
scheuten, um der Genossenschaft in hingebender Treue zu 
dienen. 

Mit grosser Mehrheit werden die vom Büro vorgenom- 
menen Arahlen von drei neuen Sneniialeukn, den 
Frauen Beglinger. Loss und Wirth bestätigt. u Vorstand 


selzt sich nunmehr wie folgt zusamınen: Frau Zgli, Fräulein 
Thevenaz, Frau Ziegler, Frau Loss, Frau Wirth, Frau Beg- 
linger und Frau Gossauer. Zugleich wird, dem Wunsche von 
Basel entsprechend, Frau Thommen zur Mitarbeit heran- 
gezogen werden. Als Rechnungsrevisorin wird Frau Gut, 
Luzern, gewählt. 

Die beiden Anträge von Zürich und Basel betr. die Sta- 
Lutenrevision werden nach langen Verhandlungen und De- 
batten mit grosser \Wlehrheit abgelehnt. 

Im Laufe des Nachmittags hörten wir die beiden 
grossem Interesse aufgenommenen Referate: 


mit 


«Wie sähe die Welt aus, wenn die Genossenschaftsbewegung 
sie beherrschte?» (Referent Herr Direktor Ch.-H. Barbier, 
Basel); 

«Der Kampf gegen die Genossenschaften und unsere Ab- 
wehr» (Referent Herr Dr. W. Ruf, Basel). 


Wir werden nicht verfehlen, bei Gelegenheit in unsern 
Sektionen auf den Inhalt dieser Referate zurückzukommen 
und unsere Frauen über die Eindrücke, die Wahrnehmungen, 
die Lehren und die Pflichten gegenüber der Genossenschafts- 
bewegung aufzuklären. 

Zum Schlusse dankt Frau Egli all den Anwesenden, den 
Behörden, den Gästen. der Genossenschafterin Mmwe Ancion, 
Brüssel, die uns viel Interessantes aus dem belgischen Ge- 
nossenschaftsleben erzählt hatte, und richtet den Appell an 
die Frauen, treu zusammenzuhalten im Kampfe gegen in- 
nere und äussere Konflikte und zum Wohle und Gedeihen 


unserer guten Sache. Lydia Künzle-Minnig 


Kurze Nachrichten 


Indexziffer des V.S.K. Die vom Verband schweiz, Konsumvereine 
berechnete Indexziffer der Kleinhandelspreise zeigt vom 1. März zum 
1. Juni 1949 eine Senkung um 0,3 %. Sie erreicht damit einen Stand 
von 232,2 Punkten, wenn der 1. ei 1914. und von 176,8 Punkten, 
wenn der 1. September 1939 als Ausgangspunkt angenommen, d.h. 
= 100 gesetzt wird. 

Der Rückgang der Indexziffer in der Zeit vom 1. März zum 1. Juni 
1949 ist hauptsächlich auf die eingetretene Verbilligung auf Speise- 
fetten und -ölen sowie auf Eiern ‘und Brennstoffen zurückzuführen. 

Anderseits ist in der gleichen Zeit eine saisonbedingte Verteuerung 
der Speisekartoffeln und eine Erhöhung der Preise für Kalbfleisch 
und Rindfleisch eingetreten, 
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Gesamtansicht der Schokoladefabril: Cima Norma in Dangio 


Besuch bei der Cima Norma in Dangio 


Der Verwalterverein hatte die Gelegenheit der Abhaltung 
der Delegiertenversammlung in Lugano benutzt und alle 
seine Mitglieder sowie weitere Gäste zu einem Besuch der 
Schokoladefabrik Cima Norma in Dangio aufgefordert. 
Diesem Ruf leisteten Verwalter und Behördemitglieder un- 
serer Konsumgenossenschaften in ausserordentlich grosser 
Zahl Folge. 

Aus allen Teilen des Landes strömten an dem der Dele- 
giertenversammlung vorausgehenden Freitag rund 600 Ge- 
nossenschafterinnen und Genossenschafter in Biasca zusam- 
men. wo sich 458 an dem gemeinsamen Mittagessen im Risto- 
rante Pini beteiligten. Es bedeutete für die Organisatoren 
keine leichte Aufgabe. schon nur ein derartiges Mittagessen 
einigermassen organisieren zu können. Dazu kam. dass die 
Zahl der Teilnehmer diejenige der Angemeldeten um etwa 
50 übertraf. 

Das Haupistück aber bedeutete die Organisierung der 
Fahrt mit der Lokalbahn von Biasca nach Acquarossa und 

von dort mit dem Postauto nach Dangio. Drei Extrazüge 
waren nölig. um die 600 Besucher nach Acquarossa zu be- 
fördern. von wo in ununterbrochener Folge Postautos je 


30 Teilnehmer nach Dangio führten. Die Besichtigung der 
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Fabrik musste in der Zeit von 1 Uhr bis etwa %4 Uhr 
durchgeführt werden. da die Delegierten noch rechtzeitig 
in Lugano eintreffen mussten. 

Der organisatorische Teil dieser Besichtigungsfahrt stellte 


so als ganzes eine ausserordentlich schwierige Aufgabe dar, 
oO 


Hier wird die Schokolademasse während vier Tagen gerührt 
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die von unserer Abteilung Warenpropaganda aufs beste ge- 
löst worden ist. Wir müssen dieser Abteilung ein ganz her- 
vorragendes Zeugnis ausstellen für die glänzende Vorberei- 
tung und Durchführung der Besichtigungsfahrt nach Dan- 
gio, wobei vor allem hier noch anzumerken ist, dass anstelle 
der 410 angemeldeten Genossenschafterinnen und Genossen- 
schafter, wie bereits erwähnt, deren 600 sich an der Besich- 


tigung beteiligten. 


Die Fahrt von Biasca nach Acquarossa und von dort nach 
Dangio ins Bleniotal hinein wird den Teilnehmern in Er- 
innerung bleiben. Mancher von uns hat zum erstenmal die- 
ses romantische Seitental gesehen und einige werden gewiss 
dorthin zurückkehren, allerdings nicht um der dortigen 
Schokoladefahrik einen nochmaligen Besuch abzustatten. 

Die Fahrik selbst zählt etwa 200 Beschäftigte, vornehm- 
lich junge Mädchen aus dem Bleniotal, die teilweise in der 
Fabrik wohnen und essen. Diese ist aufs modernste einge- 


richtet und vermag heute in jeder Beziehung den Ansprüchen 


unserer Mitglieder an ein Qualitätsprodukt zu genügen. 


Eindrücklich ist das Kakaolager, in dem gegenwärtig Zurte Hände nehmen die fertiggestellten «Schokoladestängeli vom 


h Aafie y liessenden Band 
wohl gesen eine Million Kilogramm Kakao untergebracht 2 3 


sind. In verschiedenen Arbeitsprozessen wandelt sich das 
Rohprodukt in Kakaopulver und Schokolade der verschie- Hier‘ werden. die” bekannten NepoRle ee 
denen Sorten, deren Herstellung stets mit äusserster Sorg- 
falt überwacht wird. 

Wir müssen hier darauf verzichten, die einzelnen Produk- 
tionsvorzänge eingehend zu beschreiben, einmal weil wir 
nicht über den notwendigen Platz verfügen, dann aber auch 
weil es dem Laien nicht so leicht fällt, in der Vielfalt der 
verschiedenen Prozesse, die von der Kakaobohne zur Tafel 
Schokolade führen, sich auszukennen, Immerhin dürften 
bestimmt die 600 Genossenschafterinnen und Genossen- 
schafter, die die Fahrt hinauf nach Dangio wagten, kaum 
enttäuscht worden sein von dieser Fabrikbesichtigung. Für 
die Einladung sei auch hier der Fabrikleitung — gewiss im 


Namen aller Teilnehmer -— der beste Dank abgestattet, 


ir 


Unsere Schokolade-Eigenmarken lassen sich in bezug auf 
die Qualität mit jedem andern Produkt vergleichen. Sie 
können auch in genügender Menge geliefert werden, und die 
Konsumenten, die einmal diese köstlichen Co-op Produkte 
versucht haben, werden sie gewiss immer wieder verlangen. 
An unsern Genossenschaften ist es deshalb, dafür besorgt 


zu sein, dass stets genügend Vorräte dieses süssen Produkts 


aus dem Bleniotal in ihren Läden vorhanden sind. M. Br ee | * Ze 


ET Oz = = u 
VEREINIGUNG BER KONSUMVEREINSBACKEREIEN DER 
SCHWEIZ, BASEL 2 Arbeltismarkt 


Einladung zur ordentlichen Jahresversammlung Nachfrage 
2 R Konsumgenossenschaft der Ostschweiz sucht zu sofortigem Eintritt 
Dienstag, den 5. Juli 1949, vormittags 9.45 Uhr. in Schaffhausen, im tüchtige Il. Verkäuferin. Offerten mit Zeugniskopien und Gehalts- 
Restaurant zum Tiergarten, Münsterplatz 38. ansprüchen unter Chiffre RG 130 an die Redaktionskanzlei V.S.K., 

Basel 2. 
TRAKTANDEN: Wir suchen jungen, tüchtigen Bäcker-Konditor zur Aushilfe vom 
Ba: 18. Juli bis 20. August, und 26. September bis 15. Oktober, Offerten 

1]. Mitteilungen. 


sind zu richten an den Konsumwerein Wattwil (St.G.). 


to 


. Orientierung über aktuelle Räckereifragen wie Backlohn, 
Brotpreisfragen. Mehlqualitäten u.a. m. 
Referent: Direktor Zulauf. Angebot 
. Kurzreferat und Diskussion über Betriebsvergleiche in den 
Konsumbäckereien. : 
Referent: P. Seiler. Prokurist V.S.K, 
4. Durchführung eines 9. Fachkurses für Bäcker-Konditoren. 


Ss 


Jüngeres, strebsames Ehepaar aus der Lehbensmittelbranche, mit guten 
Umgangsformen und guter Allgemeinbildung, sucht Konsumdepot 
zu übernehmen. Antritt könnte nach Wunsch erfolgen. Offerten 
unter Chiffre G.S.127 an die Kanzlei II. Departement V.S.K,, 


a) 1. Woche: Herstellung von Brot auf Turnus- und Ein- Basel 2, 
schiessöfen. En - S 

b) 2. Woche: Herstellung von Klein-, Feingebäck und Pati: Tüchtige zweite Verkäuferin sucht Stelle auf I. Juli (Kanton Bern 
serie aller Art, bevorzugt). Hätte Freude, kleinere Filiale zu leiten. Zeugnisse vor- 


handen. Offerten sind zu richten unter Chiffre T.B. 128 an die 
Kanzlei II. Departement V.S.K., Basel 2. 


5. Jahresbericht und Jahresrechnung pro 1948. 
6. Wahlen: a) des Vorstandes: x . 4 

b) der Rechnungsrevisoren. Verkäufer-Ehepaar sucht existenzbietendes Konsumdepot zu überneh- 
=. Allfalliges men. Offerten unter Chiffre M.D. 129 an Jie Kanzlei II. Depar- 
ee Ee@: tement V.S.K., Basel 2. 


In Anbetracht der Wichtigkeit der zur Behandlung kommenden Trak- 
tanden erwarten wir vollzähligen Besuch der Versammlung durch 
unsere Mitglieder. Nach dem gemeinsamen Mittagessen sind Füh- 
rungen durch die vollständig neu renovierte und aufomatisierte 
Bäckerei unserer Schwestergenossenschaft in Schaffhausen vorge- 
sehen. Fernerhin bietet sich anschliessend Gelegenheit, die äusserst 
interessante und berühmte Rembrandt-Ausstellung zu besuchen. 


Piüchter 


gesucht für alkoholfreie Speisewirtschalt mit anschliessendem 
Konditoreiladen, welcher im Pachtverhältnis inbegriffen ist. Schöne 
sonnige 4-Zimmerwohnung, Beginn der Pacht 1. Oktober 1949. 
Interessenten belieben sich zu melden bei der Verwaltung des Kon- 
sumvereins Gränichen (Aarg). 


Mit genossenschaftlichem Gruss 


Vereinigung der Konsumvereinsbäckereien der Schweiz, 


Der Präsident: E. Zulauf 
Der Sekreiär: E. Gaschen 


INHALT: Seite 
P.S. Jahresbericht und Jahresrechnung 1948 nebst Bericht d X 
ee Rn, En ne 19, a use 60. ordentliche Delegiertenversammlung des V.S.K. in Lugano. 38 
sandt. Reierat von Prof. Dr. Max Weber an der Delegiertenversammlung 
desBKaSER 1949 n Lusano. 2 nn 
in stand RE 
Konsumgenossenschaftlicher Frauenbund: 24. ordentliche Dele- 
Versicherungsanstalt schwelz. Konsumverelne giertenversammlung des KFS ee ; 2: 
(VASK) Nurzen\achrichten. 00000 
Besuch bei der Cima Norma in Dangio. . 2»: 2.0.34 
Vereinigung der Konsumvereinsbäckereien der Schweiz: Ein- 
An Stelle des demissionierenden Mitgliedes der Verwal- ladung zur ordentlichen Jahresversammlung . . . . . 396 
; F 5 P M 3 BER 2. Versicherungsanstalt schweiz. Konsumvereine (VASK) . . . 3% 
tung der VASK. Herrn Fr. Voegeli. bringt das versicherte = 
ei er = Zentnalvenvallungldes AS, Ku 000 0 
Personal der Cooperatives Reunies La Chaux-de-Fonds 7, . 3 
-: BER Bersanınılungskalenden © 20000 0 
Herrn Milly Zysset als neues Mitglied in Vorschlag. a 5:5; 


Zentralverwaltung des V.S.K. WO ISST MAN GUT IN BASEL? 


Am 21. Juni 1949 konnte Fräulein Emma Tschudin, Maga- 
zinarbeiterin im Lagerhaus 3 in Pratteln, ihr 40jähriges 
Dienstjubiläum feiern. 

Wir gratulieren der Juhilarin zu diesem Anlass herzlich 
und sprechen ihr für die langjährige treue Mitarbeit den 
besten Dank aus. 


Versammlungskalender 


Samstag, 25. Juni Ki £ 
Delesiertenversammlung der Versicherungsanstalt schweiz. Konsum- 
eine (VASK): 14.30 Uhr, Konzertsaal Olten. 


. Juni 
Sonntag, 26 Seifenfabrik St. Gallen durch den Kreisverband VIII, 


Vie; Gruppe II: 13.00 Uhr; Gruppe III: 15.00 Uhr. 
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SAMSTAG, 2. JULI 


27, Internationaler Genosse ıschaftstag 


Sanıstag. 2. Juli 1949 


Erklärung des Internationalen Genossenschaftsbundes (1GB) 


Der Internationale Genossenschaftsbund (IGB), der diejenigen Organisationen aller fünf Kontinente 
umschliesst. die den hohen Zielen der Genossenschaft verpflichtet sind, um eine nicht-kapitalistische 
Wirtschaftsordnung aufzubauen und die wirtschaftliche und soziale Lage der breiten Massen aller 
Länder zu verbessern, ruft die Genossenschafter der ganzen Welt auf zu einer machtvollen Kund- 
gebung zugunsten der Ideale der Genossenschaft. 


Er fordert sie auf, ihren Friedenswillen dadurch zu manifestieren, dass sie die der Herstellung des 
Friedens entgegenstehenden Hindernisse allen deutlich machen und alle Menschen, die denselben 
Wunsch nach Frieden in sich tragen, aufrufen, feierlich gegen die Möglichkeit eines neuen Krieges 
mit seinem unermesslichen Leid zu protestieren. 


Er erklärt, dass der wirtschaftliche Nationalismus, der sich als gefährliche Kriegsursache erwicsen hat, 
erseizi werden muss durch die freie Zusammenarbeit aller Völker, eine Zusammenarbeit die allen 
den freien Zugang zu den Reichtümern der Erde wie auch ihr Recht auf eine gerechte Verteilung 
dieser Reichtümer gewährleistet und die dazu beiträgt, wirtschaftlich ungenügend entwickelte Länder 
zu fördern. 


Deshalb und weil das grenzenlose Machtstreben dieser Wirtschaftsgebilde die Gefahr neuer Kriege 
in sich schliesst, müssen wir mit allen Mitteln kämpfen gegen nationale und internationale Trusis und 
Kartelle, die danach streben, zugunsten einer kleinen Minderheit dadurch Gewinne zu erzielen, dass 
sie die Produktion einschränken ohne Rücksicht auf die Folgen, die das auf die breiten Massen hat. 


Der IGB erklärt, dass die Genossenschaft das beste Mittel ist, um diese schwere Friedensbedrohung 
zu überwinden. Ihre Ideale der Gerechtigkeit und der Freiheit für alle wie ihre unermüdliche Arbeit 
für den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt durch die Macht der freiwilligen Zusammenarbeit 
schliessen Ausbeutung und nationalistischen Angriff aus, während auf der andern Seite der freie inter- 
nationale genossenschaftliche Austausch durch die Errichtung von genossenschaftlichen Unterneh- 
mungen der Produktion und des Handels nach und nach genügend stark wird, um kapitalistische 
Monopole in ihrer vielfältigen Erscheinungsform zu überwinden. 


Schliesslich verpflichtet sich der IGB von neuem, nach seinen Kräften zum Werk der Vereinten 
Nationen beizulragen, deren Ziel es ist, durch die friedliche Lösung politischer Gegensätze die tech- 
nischen und wissenschaftlichen Fortschritte für friedliche Zwecke einzusetzen, durch den Aufbau von 
Organen der internationalen Zusammenarbeit auf wirtschafllichem und sozialem Gebiete die Welt- 
produktion zu steigern und die Lebensbedingungen aller Völker zu verbessern. 
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